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Die Bildung des neuen Kabinets erzeugte im Vatikan eine außer⸗ 
ordentliche Entmuthigung. Wir ſprechen nicht von den Fanatikern, 
Wache Palme des Martyriums zu erſtreben vorgaben, ſo lange ſie 
leine Gefahr laufen, und die nicht aufhören den Wunſch zu äußern, 
daß Alles drunter und drüber gehe und aus dem allgemeinen Durch⸗ 
einander die Anarchie entſtehe, welche nach dem Urtheile dieſer Her⸗ 
ren der Reaktion als Eilzug dienen ſoll, um ſo ſchnell als möglich an 
das erſehnte Ziel zu gelangen. Es fehlt leider ſelbſt in der unmittel⸗ 
baren Umgebung des heiligen Vaters nicht an Perſonen, die ſich in 
dieſem Sinne äußern und durch ihre Reden Zeugniß ablegen von 
ihrer grenzenloſen Unwiſſenheit, von dem gänzlichen Mangel an Ver⸗ 
ſtändniß für die veränderten Zeitverhältniſſe oder aber von ihrer un⸗ 


gewöhnlichen Heuchelei, indem ſie ſich als Märtyrer geberden, wäh⸗ 


rend ſie nie den Muth finden würden, auch nur die geringſte ihrer 
Bequemlichkeiten für die Religion zum Opfer zu bringen. Aber laſſen 
wir felbft das „profanum vulgus“ des Piusvereins und die Wuth⸗ 
ſchäumenden des Vatikans bei Seite und gedenken wir nur des 
Papſtes und der gemäßigteſten und gelehrteſten Kardinäle, der zahl⸗ 
loſen Prälaten, denen die herrſchende Partei ſtets Aergerniß giebt, 


kurz der beſſeren Elemente der klerikalen Kreiſe. Alle dieſe Leute ſind 


jetzt von Ungewißheit oder gar von Furcht geplagt, alle ſind ſie voller 
Mißtrauen gegen die neuen Miniſter und betrachten deren Inſtalli⸗ 
rung als das größte Unglück, von welchem Italien in dieſem Momente 
heimgeſucht werden konnte. f g 

Das frühere Miniſterium war im Vatikan ſicher nicht beliebt und 
der Papſt hegt eine unauslöſchliche perſönliche Antipathie gegen Ming⸗ 
betti; aber von dieſem und feinen Freunden wußte man, weſſen man 
ſich verſehen konnte, während die Linke kaum ans Ruder gelangt wie 
man annimmt, ſicher einige Ueberraſchungen in Bereitſchaft 
baben wird. „Die Männer, die aus Ruder gelangt find, kön⸗ 
nen die beſten und ehrenhafteſten ſein“, ſagen ſich die gemäßigten 
und vernünftigeren unter den geiſtlichen Würdenträgern, „allein 
diesmal iſt das Syſtem bedauerlich und das Prinzip verabſcheuens⸗ 


werth.“ Dazu hört man die Parteigänger der gefallenen Konfortien: 


von allen Seiten jammern, daß die gegenwärtigen Machthaber Italien 
um die Früchte der Politik Cavour's, Ricaſoli's, Lanza's, Minghetti's 
und Visconti⸗Venoſta's bringen könnten, um die Frucht jener, wenn 
nicht ſtets weiſen, ſo doch gewiß ſtets überlegten Politik, welche Italien 
den Beifall der liberalen Katholiken des geſammten Erdenrundes ein⸗ 
getragen und die alle feindlichen Elemente wie die Legitimiſten, Kreuz— 
fahrer, Zuaven, Fanatiker und Reaktionäre aller Art konfus und 
lächerlich gemacht habe. Jetzt begännen indeſſen, immer nach der An⸗ 
ſicht der Konſorten, für Italien die wehmüthigſten Zuſtände, und wer 
weiß, wann ſie enden würden, während man im Vatikan behauptet, 
daß das neue Miniſterium die Kammer auflöſen, Neuwahlen aus⸗ 


ſchreiben und, wenn dieſe mit Hilfe der demokratiſchen, noch gar nicht 


ernannten Präfekten und Souspräfekten günſtig ausfielen, die Kon⸗ 
ſtitution ändern werde. Dies Alles ſei jedoch auf ſpätere Zeit ver 
tagt; in den nächſten Monaten erwartet man zunächſt ganz andere 
Dinge. Man ſpricht von Maßnahmen, die getreu nach Bismarck's 
Originalen kopirt werden ſollen. Man ſagt, Depretis Nicotera und 
Mancini hätten ſich bereits in's Einvernehmen geſetzt, um ſobald als 
möglich das Garantiegeſetz einer Reviſion zu unterziehen und die ver⸗ 
ſallenen Quoten der Zivilliſte des Papſtes, die dieſer nicht annehmen 


wollte zu ſequeſtriren. 


Man werde, heißt es weiter, unverzüglich zur Konfiszirung der 


noch nicht ſäkulariſirten Kirchengüter ſchreiten und den Mönchen ver- 


bieten, öffentlich ihr Ordenskleid zu tragen. Alle klerikalen Vereine 
würden aufgelöft werden, vor Allem aber der Pius⸗Verein für katho⸗ 
liſche Jutereſſen. Die Biſchöfe, welche noch nicht um das Exequatur 
nachgeſucht hätten, würde ein letzter Termin geſtellt werden, um ihre 
Poſition zu regeln, oder ſie würden des Anſpruches auf jede 
ſtaatliche Wohlthat verluſtig, abgeſehen von der ihrer harrenden 
Gefängnißſtrafe; endlich würden die Jeſuiten vertrieben werden, 
welche Befürchtung indeſſen ſelbſt die Jeſuiten für übertrieben halten, 


indem angeblich der Schlüſſel Philipp's der Geſellſchaft Jeſu nie 


fehlen würde, um ſich die Pforten Italiens zu erſchließen oder ſogar 
die Durchführung eines ähnlichen Dekretes unmöglich zu machen. 

Inzwiſchen heißt es, daß man für den 3. April, an welchem Tage das 
Konſiſtorium zur Ernennung von Kardinälen und Biſchöfen ſtattfinden 
wird, eine fulminante Anſprache vorbereite, in welcher der Papſt 
gegen den deutſchen Reichskanzler und gegen das neue italieniſche 
Miniſterium donnern werde, gegen das letztere als die Exekutiv⸗Ge⸗ 
walt Bismarck's auf der appeniniſchen Halbinſel. 

T Nom, 29. März. 

Ich kann Ihnen die einigen italieniſchen und auswärtigen Blättern 
von Rom aus telegraphirten Nachrichten aus dem Vatikan vollkommen 
beſtätigen und beeile mich, dieſelben entſprechend zu ergänzen. Kaum 
hatte man im Vatikan etwas Sicheres über die Bildung des neuen 
Miniſteriums Depretis erfahren, ſo befahl der Papſt dem Kardinal 
Antonelli, den König Victor Emanuel über die von dem neuen Mini⸗ 
ſterium gegenüber dem hl. Vater beſchloſſene Politik zu befragen, und 
der Staatsſekretär Sr. Heiligkeit beauftragte mit dieſer Miſſion ohne 
Verzug den Grafen Paar, den Herrn von Courcelles und Herrn 
von Cardenas, welche ihrerſeits die bei dem königlichen Hofe beglau⸗ 
bigten Geſandten erſuchten, bei Sr. Majeſtät über zwei Punkte Er⸗ 
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kundigungen einzuziehen und zwar: Ob die bezüglich des hl. Vaters 
geſchaffene Situation keine Veränderung erleiden würde, und ob ſich 
im Falle des Todes Pius das Konklave ruhig in Rom verſammeln 
könnte und die zu ſeinen Berathungen unumgänglich nothwendige 
Freiheit genießen würde. 

Victor Emanuel ließ, nachdem er mit Depretis und deſſen Kollegen 


eilung. 


ahrgang. 
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Die Vereine ſind gebeten worden, dem Lehrer Rapmund in Ber⸗ 
lin N., Kaſtanien⸗Allee 100, bis ſpäteſtens zum 10. Mai d. J. die 
Ergebniſſe der Berathungen zugehen zu laſſen. Dieſelben ſollen als 
Grundlage für ein auf dem erfurter Lehrertage zu leiſtendes Referat 


konferirt hatte, dem hl. Vater auf demſelben Umwege antworten, daß | über „Schulgeſetzgebung“ dienen. 


er den neuen Miniſtern aufgetragen habe, die Politik Minghettis 
gegenüber der Kirche nicht im geringſten zu modifiziren, und daß ſich 
das neue Kabinet verpflichtet habe, gegen den hl. Stuhl höchſt konſer⸗ 
vativ aufzutreten und keinen Augenhlick die von ihren Vorgängern 
vorgezeichnete Bahn zu verlaſſen. In Bezug auf das Konklave konnte 
der Papſt im Vorhinein überzeugt ſein, daß die zur Papſtwahl ver⸗ 
ſammelten Kardinäle unter was immer für einem Miniſterium die 
ausgedehnteſte Freiheit genießen würde, indem es nicht im Entfernte⸗ 
ſten in der Abſicht der Regierung liegen kann, ſich in die inneren An⸗ 
gelegenheiten der Kirche zu miſchen. Dieſe Antwort beruhigte den 
Papſt, welcher im Falle einer minder befriedigenden Antwort vielleicht 
keinen Augenblick gezögert hätte, einen unerwarteten Entſchluß zu 
faſſen, der übrigens von der wüthenden Rachepartei des Vatikans 
ſchon längſt herbeigeſehnt wurde. (Abreiſe von Rom? — Red. d. 
Bof. Z.) Mit der Geſundheit des Kardinals Antonelli ſcheint es trotz 
ſeiner Konferenzen mit den Geſandten fortwährend ſchlecht zu ſtehen, 
und man ſpricht bereits von deſſen muthmaßlichem Nachfolger in der 
Staatsſekretärswürde, die keinem Geringeren als dem Kardinal Bilio 
zufallen würde, welcher ſich einen außerordentlichen Einfluß beim 
Papſte zu verſchaffen und ihn erſt jüngſthin zu beſtimmen wußte, den 
Purpur dem Pater Franzelin und dem Monſignore d' Arenzo zu ver- 
leihen. 

Im Vatikan dauern die zahlreichen Audienzen fort, welche der 
Papſt in den Wochen vor und nach Oſtern einer zahlloſen Menge von 
Fremden aller Nationen zu ertheilen pflegt. Die Diſtinguirteſten unter 
dieſen werden auch zu der von dem heiligen Vater geleſenen Meſſe 
und zu der von ihm eigenhändig geſpendeten Kommunion zugelaſſen. 

Einer dieſer Fremden erhielt, nachdem er in der päpſtlichen Pri⸗ 
vatkapelle zur Kommunion zugelaſſen worden war, durch den ruſſiſchen 
Geſandten, Baron Uxhull, eine Einladung nach dem Quirinal und 
der König ſandte mit Rückſichtnahme auf die Verwandtſchaft zwiſchen 


dieſem Herrn und dem Haufe Savoyen, ihm das Kommandeurkreuz 


des italieniſchen Kronenordens. 

Einer der Prälaten, welche ſich beſonders mit der höheren geiſt⸗ 
lichen Polizei unter ihren Landsleuten befaſſen, beeilte ſich, die päpſt⸗ 
liche Kamarilla zu informiren, daß der diſtinguirte Fremde, welcher 
zu der von Pius IX. geſpendeten Kommunion zugelaſſen worden, einen 
italieniſchen Orden gelegentlich feines Beſuches — bei Victor Ema⸗ 
nuel aus deſſen Händen angenommen hätte und als einige Wochen 
ſpäter ein Sohn des erwähnten Fremden nach Rom kam und eben⸗ 
falls zur päpſtlichen Meſſe und Kommunion Zutritt haben wollte, 
wurde ihm trocken erklärt, daß weder er, noch irgend ein Mitglied 
ſeiner Familie jemals vom heiligen Vater wieder empfangen werden 
würde, weil man ſie ſämmtlich für Verräther an der Partei betrachte. 

Man ſchreibt die Schroffheit dieſer Antwort mehr jenem auslän⸗ 
diſchen Prälaten als dem Papſte zu, nachdem Erſterer Alles aufgebo- 
ten hatte, um ſeinen Landsmann im Vatikan zu diskreditiren. In den 
höheren römiſchen Kreiſen ſpricht Alles nur von dieſer Geſchichte, welche 
vielfach kommentirt wird, denn Sie wiſſen, daß im Vatikan, wo es 
nur wenig ernſte Aufgaben und noch weniger Arbeit giebt, nichts fo 
ſehr gepflegt wird, als Intrigue und alter Weiberklatſch — trotz des 
Zölibats. 


Der ſtändige Ausſchuß der allgemeinen deutſchen Lehrer⸗ 
verſammlung und der Zentralvorſtand des deutſchen Lehrer⸗ 
vereins hat nach der „Frankf. Ztg.“ den Verbänden des deutſchen 
Lehrervereins bezüglich des um Pfingſten in Erfurt ſtattfindenden 
erſten deutſchen Lehrertages zu möglichſt baldiger Beſchlußfaſſung fol⸗ 
gende Fragen, die allgemeine Volksſchule betreffend, unterbreitet: 

1) Soll für die Geſtaltung öffentlicher Schulen a. die geſellſchaft⸗ 
liche Stellung oder b. das re igiöfe Bekenntniß der Eltern oder e. die 
Entwickelungsfähigkeit des Kindes maßgebend ſein? 2) Iſt die Ent⸗ 
wickelung a. bei allen körperlich und get normalen Kindern deſſel⸗ 
ben Volkes gleich oder iſt b, die geſe ſchaftliche Stellung oder c. die 
religibſe Anschauung der Eltern von weſentlichem Einfluß dabei? 
3) Giebt es eine gemeinſame rer ende Bildung ? oder verlangt 
a. die muthmaßliche einftige Stellung des Kindes oder b. deſſen Zu⸗ 
hörigkeit zu einer Religionsgeſellſchaft, daß die Schulbildung von 
Grund aus danach einzurichten ift ? 4) Mit welchem Lebensjahre 
des Kindes wird in der Regel ein Abſchluß der grundlegenden Bil⸗ 
dung zu erreichen ſein? 5) Iſt dieſe grundlegende Bildung für Kna⸗ 
ben und Mädchen eine weſentlich verſchiedene? 6) welche Unterrichts⸗ 
gegenſtände ſind zu dieſer grundlegenden Bildung nothwendig? 
7) Welche Gliederung der Volksſchule (2⸗, 3⸗, 4⸗, mehrſtufig iſt anzu⸗ 
ſtreben? und welche wöchentliche Stundenzahl iſt für die einzelnen 
Stufen notywendig? 8) Welche Vortheile bietet der den Kindern der 
verſchiedenen Geſellſchaftsklaſſen der Religionsgemeinſchaften gemein⸗ 
ſam ertheilte Unterricht? 9) Welche Nachtheile ſtehen dieſen Vor⸗ 
theilen gegenüber? 10) Iſt in den öffentlichen Schulen für gemein⸗ 
ſame, grundlegende Bildung Schulgeld zu erheben? 11) Sind die 
Vorbereitungsanſtalten für das vorſchulpflichtige Alter (Kindergärten) 
und die Ergänzungsanſtalten für das nachſchulpflichtige Alter (Fort⸗ 
bildungsſchulen) mit der Schule für die grundlegende Bildung (allge: 
meine Volksſchule) in organiſche Verbindung zu bringen? und in 
welcher Weiſe? 12) Sind die höheren Schulen mit der Schule für 
die grundlegende Bildung (allgemeine Volksſchule) in Verbindung zu 
bringen ? und in welcher Weiſe? 13) Sollen ſittlich verwahrloſte 
Kinder an dem gemeinſamen Unterricht theilnehmen oder beſonderen 
Anſtalten überwieſen werden? 14) Welche Vorkehrungen find zu 
treffen, um Kinder dem in ſittlicher Beziehung ſchädlichen Einfluſſe 


Deutſchland. 


Berlin, 3. April. Wir waren in der Lage, den Gerüchten, 
welche von einer beabſichtigten Abdankung des Kaiſers von Ruß⸗ 
land oder auch nur von einer längeren Abweſenheit deſſelben von 
Rußland ſprachen, welche eine Stellvertretung nöthig mache, mit ent⸗ 
ſchiedenem Dementi entgegenzutreten, indem wir konſtatiren konnten, 
daß in hieſigen unterrichteten Kreiſen von derartigen Abſichten nichts 
bekannt ſei. Inzwiſchen hat dieſes Dementi von allen Seiten Beſtä⸗ 
tigung gefunden. Auch eine andere Thatſache, mit welcher man die⸗ 
ſes Gerücht in Zuſammenhang brachte, iſt jetzt weggefallen, nämlich 
die Abſicht des Kaiſers, die Reiſe nach Deutſchland ſchon frühzeitig 
anzutreten. Nach den neueren Beſtimmungen wird die Abreiſe von 
Petersburg ſogar noch einige Tage ſpäter erfolgen, als im vorigen 
Jahre. Deshalb kann auch die Reiſe unſeres Kaiſers nach Wiesbaden 
und der Aufenthalt daſelbſt verſchoben werden, da ſelbſt noch nach dem 
18. April dem Kaiſer die Zeit bleibt, drei Wochen in Wiesbaden zu 
verweilen. — Der Juſtiz⸗Ausſchuß des Bundesraths wird heute über 
die großen Reichs-Juſtizgeſetze ſeine Berathungen beginnen, welche 
hoffentlich zur Löſung der ſchwierigen Aufgabe beitragen werden, eine 
Verſtändigung des Bundesraths mit dem Reichstage herbeizuführen. 
Man wird jetzt wohl, ohne begründeten Widerſpruch beſorgen zu dür⸗ 
fen, konſtatiren können, daß das öffentliche Urtheil ſich von der Noth⸗ 
wendigkeit einer erheblichen Abänderung der Beſchlüſſe der Juſtiz⸗ 
Kommiſſion des Reichstages überzeugt hat. Die Arbeiten des Aus⸗ 
ſchuſſes werden vorausſichtlich eine Woche in Anſpruch nehmen. — Es 
ſtehe jetzt außer Zweifel, daß bis Oſtern kein einziges der wichtigeren 
Geſetze, welche dem Land talge vorgelegt worden find, zum Abſchluß 
gelangen wird. Die Dispoſitionen, welche beim Beginn des vorigen 


Monats von Seiten des Präſidiums in Ausſicht genommen wurden, 


um eine ſchleunige Erledigung der wichtigſten Arbeiten herbeizuführen, 
können nicht innegehalten werden. Damals war die Hoffnung vor⸗ 
handen, daß das Diözeſangeſetz und das Sprachengeſetz vor Oſtern 
die beiden Leſungen paſſiren würden. Auch ſtand es damals in Aus⸗ 
ſicht, daß die Eiſenbahnvorlage noch vor Oſtern auf die Tagesordnung 
kommen würde. Alle dieſe Vorausſetzungen haben ſich jedoch nicht be⸗ 
ſtätigt und es wird daher erſt nach den Oſterferien der ſchwierigſte 
Theil des ganzen Landtagspenſums zu bewältigen bleiben. 

BAC Berlin, 3. April. Dem Hülfskaſſengeſetz iſt die 
Zuſtimmung des Bundesrathes geſichert. Wir haben von vornherein 
uns nicht irre machen laſſen durch die Mittheilungen verſchiedener 
Blätter, welche allerlei Zweifeln an dem Zuſtandekommen dieſes Ge⸗ 
ſetzes Ausdruck geben. Die politiſchen Gründe für das Zuſtandekom⸗ 
men dieſes Geſetzes lagen viel zu klar, als daß man an ein Scheitern 
deſſelben hätte glauben können. Wenn über die Stellung einer und 
der anderen Regierung zu dieſem Geſetze hinterher lebhafte Erörterun⸗ 
gen ſtattgefunden haben, ſo iſt dieſes ein Beweis mehr, wie oft die 
Dinge im Einzelnen zu ſchwanken ſcheinen, während ſie doch im Gan⸗ 
zen mit Nothwendigkeit dem inneren Geſetze der Entwickelung folgen 
müſſen. Wir ſind über den Ausgang jener Erörterungen umſomehr 
erfreut, als nach unſerer Ueberzeugung die Ablehnung der Beſchlüſſe 
des Reichstages durch den Bundesrath ein verhängnißvoller politiſcher 
Fehler geweſen wäre. — Die Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes 
über die vom Staate zu übernehmende Zinsgarantie für die Prioritä⸗ 
ten der Halle-Sorau-Gubener Bahn und der Beſchluß, 
die Vorlage zur Vorberathung an eine Kommiſſion zu verweiſen, 
haben vielfach eine falſche Deutung erfahren. Die erſte Leſung dieſer Vor⸗ 
lage und derjenigen wegen Ankaufes der Eiſenbahnen Halle-Kaſſel und 
Nordhauſen-Nixi für den preußiſchen Staat haben einklares Licht geſchaf⸗ 
fen. Die letztgenannte Vorlage wird unzweifelhaft die Genehmigung des 
Abgeordnetenhauſes finden; in Betreff der erſteren Vorlage iſt das Ge— 
gentheil der Zweifelloſigkeit richtig. So weit der äußere Eindruck 
der erſten Leſung reicht, dürfte eher die Nicht-Genehmigung wahr⸗ 
ſcheinlich ſein, wenngleich dieſe ſelbſtverſtändlich nicht mit Beſtimmt⸗ 
heit vorher zu ſagen iſt. Selbſt wenn die Kommiſſion die Genehmi⸗ 
gung der Vorlage empfehlen ſollte, ſo würde daraus noch immer kein 
ſicherer Schluß auf die Zuſtimmung des Plenums zu ziehen 
ſein, da das Hausz bisher anſcheinend in zwei ziemlich gleiche Hälften 
für und wider die Vorlage getheilt iſt. Ebenſo wenig würde aber 
aus einem der Vorlage ungünſtigen Votum der Kommiſſion ein 
Schluß auf die Ablehnung der Vorlage durch das Plenum ſich 
rechtfertigen. Die Sachlage, welche die erſte Leſung klar hat hervor⸗ 
treten laſſen, iſt eben die, daß ſich daraus kein beſtimmter Schluß 
auf die Entſcheidung des Plenums ziehen läßt. Wenn die Regierung 
förmlich ausſpricht, daß hier nicht ein vereinzeltes Unternehmen wie 
bei der Nordbahn vorliege, ſondern daß es ſich bei der Halle-Sorau 
Gubener Bahn um das Glied eines ganzen Syſtems handle, ſo liegt 
die Prüfung der Vorlage durch eine Kommiſſion in der Natur des 
Entgegenkommens gegen berechtigte Wünſche der Regierung. Die 
Kommiſſion wird nicht blos den vorgelegten Vertrag, ſondern alle Mo⸗ 
dalitäten näher prüfen, unter welchen die Beziehungen des Staats 


zu dieſer Eiſenbahn feſtgeſtellt werden können, und alſo ſelbſt, wenn 


gewiſſenloſer Eltern zu entziehen? 15) Unter welchen Bedingungen 
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Exuxerzier⸗Reglements der vorgenannten beiden 
über deren neue Organiſationsverhältniſſe find 


ſie ſichin Bezug auf die Vorlage negativ ausſpricht, viel⸗ 
leicht doch Andeutungen über ein poſitives Vorgehen in 
anderer Richtung zu geben vermögen. 

D Berlin, 3. April. Das Abgeordnetenhaus hielt heute 
eine kurze aber intereſſante Sitzung ab. Vor Eintritt in die Tages⸗ 
ordnung verlas der Abg. Lasker eine Rechtfertigung des früheren 
Abg. Adickes. Bei der Berathung des Berichtes der Unterſuchungs⸗ 
Kommiſſion über das Eiſenbahnkonzeſſionsweſen in der vorigen Woche 
hatte der Abg. Lasker ſich dahin geäußert, daß der als Zeuge vorge⸗ 
ladene Abg. Adickes nicht zu finden geweſen ſei. Darauf erwidert der 
Letztere, daß ihm niemals eine Zitation zugekommen. Nachdem er aber 
den gedruckten Bericht der Kommiſſion geleſen und daraus erfahren, 
daß man von ihm Auskunft zu erlangen gewünſcht, habe er ſich beeilt, 
dieſelbe nach ſeinem Wiſſen ſchriftlich zu ertheilen. Der Abg. Lasker 
beſtätigte dieſe Angaben vollſtändig. Nachdem das Haus ſodann den 
Bericht der Staatsſchulden-Kommiſſion über 1874 und den Geſetzent⸗ 
wurf betreff. Aufnahme von Wechſelproteſten genehmigt, begann die 
zweite Berathung des Geſetzes betreff. die Einverleibung Lauenburgs, 
an welcher ſich Fürſt Bismarck lebhaft betheiligte. Eine Diskuffion 
entſpann ſich nur über die Paragraphen, zu welchen Anträge vorla⸗ 
gen. Die Abgg. Dr. Lutteroth und Dr. Virchow hatten deren ſechs 
geſtellt, von denen vier abgelehnt wurden, unter Anderen der, dem 
Herzogthum den Namen: „Kreis Lauenburg an der Elbe“ zu geben. 
Fürſt Bismarck bemerkte dazu, im Herzogthum herrſche in allen Schich⸗ 
ten der meiſt bäueriſchen Bevölkerung ein ſtarker lokaler National⸗ 
ſtolz, der eine hiſtoriſche Berechtigung ſei. Man nenne das Land da⸗ 
ſelbſt noch vielfach Herzogthum Sachſen. Das Ländchen ſei der letzte 
Reſt des alten mächtigen Herzogthums Sachſen, man möge daher den 


Namen Herzogthum beibehalten, zumal es ja nichts koſte. Seitens des 


Hauſes fanden nur die beiden Virchow'ſchen Anträg Annahme, die 
Prüfung der Rechnungen über die Verwaltung des Herzogthums durch 
die Oberrechnungskammer erfolgen zu laſſen, und bezüglich der ſpeziell 
Lauenburg betreffenden Geſetze ein Gutachten bei ſeiner Landesvertre⸗ 
tung zu verlangen, falls es von der Staatsregierung erfordert werde. 
Mit großer Erwartung ſah man der Berathung des 8 13 entgegen. 
Dazu hatten dieſelben Abgeordneten den Antrag geſtellt, das letzte 
Alinea zu ſtreichen, welches beſtimmt, daß die preußiſchen Beamten, 
die ein lauenburgiſches Amt als Nebenamt verwaltet haben, nach Auf⸗ 


löſung dieſes Verhältniſſes drei Viertel ihres Gehaltes als Penſion 


fortbeziehen ſollen. Nach ſehr kurzer Debatte wurde dieſer Antrag, 
durch welchen u. A. dem Fürſten Bismarck ſeine Miniſterpenſion ent⸗ 
zogen worden wäre, abgelehnt und das Haus vertagte ſich bis Mitt⸗ 
woch, um dann die Einverleibungsvorlage neben anderen ſekundären 
Gegenſtänden in dritter Leſung zu berathen. — Wie verlautet, werden 
im Abgeordnetenhauſe in der gegenwärtigen Woche überhaupt nur 


noch zwei Sitzungen, am Mittwoch und Freitag ſtattfinden und dann 


Ferien bis zum 24. April eintreten. 
N Berlin, 3. April. Nach übereinſtimmenden Mittheilungen ſoll 


die theilweiſe noch unerledigt gebliebene neue Organiſation der deut⸗ 


chen Fel dartillerie noch im Verlauf dieſes Jahres zum Ab⸗ 
chluß geführt werden. Die Beſchlußfaſſung über die hierzu erforder⸗ 
ichen Maßfegeln wird vorausſichtlich in gleicher Weiſe, wie ſchon 
r die Infanterie und Kavallerie geſchehen iſt, in dazu einberufenen 
eſonderen Kommiſſionen erfolgen. Die Berathung über die neuen 
auptwaffen und die 
ierbei 1 e⸗ 


halten worden, und ſteht das Gleiche vorausſichtlich auch für die Ar⸗ 


tillerie zu erwarten. Im Voraus wird bereits berichtet, daß in den 


maßgebenden militäriſchen Kreiſen eine Verſtärkung der Feldartillerie 
gegenüber der in den letzten Jahren erfolgten ſehr bedeutenden Stei⸗ 
erung der Artillerieſtärke ſowohl der franzöſiſchen wie der gen 
3 555 auch für die deutſche Armee als nahezu unerläßlich angeſehen 


Olympia. 

Kein Staub blieb von der Frevlerhand 
Die auf Olympia's Tempeldächer 
Geſchleudert einſt den Feuerbrand; 

Die Flamme ward ihr eigner Rächer. 
Und nun ſeit ſich dem Schuttgefild 

Der Schönheit edler Reſt entrungen, 
Nennt nichts am todten Götterbild 
Wer einſt das Beil darauf geſchwungen. 


Als über ihre Schwellen ein 
Die Säulen und Gewölbe brachen, 
Als mit den Sternen dann allein 
Die ödgewordnen Räume ſprachen; 
Wohl mochte der Hellenen Herz 
Ein Zucken wilder Qual erfüllen, 
Und ihren lichten Geiſt der Schmerz 
Für eine lange Nacht verhüllen. 


Vergaß die Hüterin am Thor 
Des Fluchs, und daß ſie ewig traure? 
Sie ſieht, wie viel ſie auch verlor, 
Daß etwas doch ob allem daure. 
Die Wuth, die da vorüberfuhr, 
Konnt' nichts dem Zeitſtrom abgewinnen, 
Doch lebt vom Werk die kleinſte Spur 
Das liebend ſchuf ein groß Erſinnen. 


Olympia! dein Ruf ertönt 

Aufs neue durch die Länder wieder, 
Es ſchauen vom Olymp verſöhnt 

Die Götter in ihr Thal hernieder. 

Horch! Wagen donnern, hochherein 
Drängt jubelhell das Volksgedränge, 
Und durch den alten Pinienhain 

Erſchallen Pindars Siegsgeſänge. 

Hermann Lingg. 


Folniſches Theater. N 
Das ſchon ſeit längerer Zeit in Ausſicht geſtellte Gaſtſpiel der 
Frau Wanda von Bogdani, Opernſängerin der italieniſchen Oper in 
Paris, nahm geſtern ſeinen Anfang. Da weder eine deutſche noch 
eine polniſche Oper gegenwärtig exiſtirt, ſo iſt die Künſtlerin ge⸗ 
zwungen, in einzelnen Szenen, Arien oder Liedern aufzutreten. Dem 


poſener Publikum und ſpeziell der polniſchen Geſellſchaft iſt Frau 


v. Bogdani ſchon hinlänglich bekannt. Sie repräſentirt die feinere 
franzöſiſche Geſangsmanier, italieniſcher Kern in franzöſiſcher Hülle, 


und gemahnte uns zunächſt an Frl. Donadio, die ja auch von der 


italieniſchen Oper zu Paris. Zierlich, nett und ſauber giebt ſich 
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werde. Es ſcheint hierunter jedoch weniger eine Steigerung der Zahl 
der vorhandenen Batterien, als die Erhöhung der Geſchltzabl der⸗ 
eh dem vollen Beſtand von je 6 beſpannten Geſchützen auch 
chon für den Friedensfu a zu werden, welche Aenderung 
verſuchsweiſe auf Grund der Mehrforderungen des diesjährigen Mi⸗ 
litäretats bereits in dieſem Jahr für drei reitende Batterien verfügt 
worden iſt. Unerledigt iſt für die Organiſation der Feldartillerie na⸗ 
mentlich noch die Aufſtellung der Reſerve⸗Batterien bei einem ſtatt⸗ 
habenden Kriegsfall, und verlautet, daß eine ſehr beträchtliche Steige⸗ 
rung dieſer Kriegsformation in Ausſicht genommen wäre. Im We⸗ 
ſentlichen würde hiermit eine veränderte und erweiterte Landwehr⸗ 
Fee der Feldartillerie zuſammenfallen, wozu ſich allerdings 
die Mannſchaftsſtämme in einem ſo ausreichenden Maße vorhanden 
finden, um ſtatt der drei Reſerve⸗Batterien, welche bisher im Kriegs⸗ 
fall per Armee⸗Corps nur aufgeftellt wurden, die 24 von je 
zwei vollſtändigen Feldartillexie⸗Abtheilungen zu 6 reſp. 8 Batterien 
für jedes Armee⸗Corps zu geſtatten und doch noch einen mehr als 
ausreichenden Mann bees für die Beſetzung der Artillerie⸗Mu⸗ 
nitions⸗Kolonnen ꝛc. verfügbar zu behalten. Die Frage für die Aus⸗ 
führbarkeit dieſer erweiterten Kriegsaufſtellung würde nur ſein, ob 
dazu auch die erforderlichen Offizierſtämme als vorhanden und dis⸗ 
ponibel angenommen werden können. Die gleiche Frage wirft ſich 
jedoch auch für alle mit dem Eintreten eines Kriegsfalles bei den an⸗ 
deren Waffengattungen beabſichtigten neuen Kriegsformationen auf. 
Speziell hat bei der Artillerie ſeit 1873 nach einem eben im „Militär⸗ 
Wochenblatt“ veröffentlichten ſtatiſtiſchen Nachweis per Brigade eine 
Steigerung um je 8 Seconde⸗Lieutenants der Reſerve ſtattgefunden, 
dur welche reilich der Bedarf für die'erwähnte Erweiterung der Reſerve⸗ 
batterie⸗Aufſtellung kaum 85 zur Hälfte als gedeckt angenommen wer⸗ 
den könnte. Speziell wird in dem vorangeführten ſtatiſtiſchen Nachweis 
die eng der in dieſem Jahre disponiblen Reſerve⸗Offiziere für alle 
Waffengattungen zuſammen zu 4688 angegeben, welche ſich mit 2766 
ce die Infanterie, 62 auf die Jigerwaffe, 1104 auf die Kavallerie, 
464 die Feldartillerie, 97 Fußartillerie, 47 die Pioniere, 72 die Eiſen⸗ 
bahntruppen und 106 auf den Train vertheilen. Da hierzu namenk⸗ 
lich für die höheren Chargen die zur Dispoſition geſtellten und die 
Lanpwehr⸗Offiziere noch al würde jedoch das Offizierbe⸗ 
erb n die mit einem Kriegsfall aufzuſtellenden Kriegsformationen 
immerhin mindeſtens nahezu als gedeckt angenommen werden können, 
und dürften außerdem die mit der Qualifikation zu Reſerve⸗ und 
e eutlaſſenen ehemaligen einjährigen Freiwilligen 
das geeignete Material bieten, um dieſe Offizierſtämme noch aus⸗ 
reichend verſtärken zu können. — Der neuen Gewehrausrüſtung 
der deutſchen Armee wird ſich mit dem Abſchluß derſelben nunmehr 
die Anfertigung der Karabiner des M. 71 anſchließen, welche zum 
Erſatz der von der deutſchen Kavallerie gegenwärtig geführten um⸗ 
Su ene und aptirten Chaſſepot⸗Karabiner und zur definitiven 

chußwaſſe derſelben beſtimmt find. Nächſtdem hat entſprechend dem 
Gefhüspulver auch das Gewehrpulver eine weſentlich verheſſexte 
Bearbeitung erfahren, und iſt damit zugleich die Wirkungsfähigkeit 
deſſelben ganz außerordentlich geſteigert worden. Die gleiche Stei⸗ 
gerung bekrifft allerdings zugleich auch den Preis, welcher gegen vor 
10 oder 12 Jahren noch pro Ctr. 39 und ſpäter 50 M., de 
70 M. beträgt. Dazu treten in Hinſicht des Koſtenpunkts der In⸗ 
fanterie⸗Munition außerdem noch die aus Meſſing oder Kupferblech 
gefertigten Patronenhülſen, welche pr. Tauſend bis vor Kurzem zu 52 
und jetzt zu 40 M. Neger werden, wobei ſich jedoch die Zündhütchen 
noch nicht mit inbegriffen befinden. Ueberhaupt aber wird das 
Tauſend Infanterie⸗Patronen zu 93 M. berechnet. Das an Stelle 
der zur Zeit Gch Infanterie⸗Munition für die geſammte deutſche 
Armee mit Einſchluß der bairiſchen Armee fortan eine von dem 
batriſchen General⸗Major von Podewitz konſtruirte Einheitspatrone 
treten wird, iſt früher ſchon berichtet worden. 

— Wie bereits gemeldet, hat der Kaiſer am Freitag eine De⸗ 
putation aus Leipzig empfangen, welche Allerhöchſtdenſelben um die 
Erlaubniß zur Anbringung des kaiſerlichen Standbildes an dem leip⸗ 
ziger Siegesdenkmal bat. Wie die „D. A. Ztg“ erfährt, hat der 
Kaiſer die erbetene Genehmigung ertheilt, da er ſich überzeugt habe, 
daß fein Standbild nur „als Ornament“ des Denkmals dienen ſolle 
Se. Majeſtät ſtellte in der längeren Unterhaltung mit der Deputa⸗ 
tion unter Anderm auch ſeinen Beſuch in Leipzig für die erſten Sep⸗ 


tembertage in Folge einer an ihn ergangenen Einladung des Königs 
Albert gelegentlichzder Manöver des 12. Armeecorps in Ausſicht. 
DN. Das Staatsminiſterium hielt heute (3) ſofort nach Schluß 
der Plenarſitzung des Abgeordnetenhauſes im Landtagsgebäude unter 
dem Vorſitze des Fürſten Bismarck eine Sitzung ab, um über die 
Beſchlüſſe des Hauſes bezüglich des Geſetzentwurfes über 
die Einverleibung Lauenburgs Stellung zu nehmen. 
Wie uns von zuverläſſigſter Seite mitgetheilt wird, iſt das Miniſte⸗ 
rium den Beſchlüſſen der Kammer in allen Punkten beigetreten. — 
Gegen die vom Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten auf Grund 
des Geſetzes vom 22. April 1875 angeordnete Einſtellung einer Lei⸗ 
ſtung aus Staatsmitteln für die römiſch⸗katholiſchen Bisthümer und 
Geiſtlichen iſt nach einem Erkenntniß des königlichen Gericht s⸗ 
bofes zur Entſchei dung der Kompetenzkonflikte 
vom 8. Januar 1876 eine Beſitzſtörungsklage unzuläſſig. 
— Das Reichsgeſundheits amt iſt am 1. d. nunmehr 
ins Leben getreten. Der „Reichsanz.“ meldet dies, wie folgt: 
Durch die Beſchlüſſe des Reichstags vom 6. April 1870 und 
27, November 1871 waren dem Reichskanzler mehrere, die öffent⸗ 
liche Geſundheitspflege betreffende Petitionen theils zur Kenntniß⸗ 
nahme und eventuellen weiteren Vexänlaſſung, theils zur Berückſichti⸗ 
gung und mit dem Erſuchen überwieſen worden, auf Grund des Ar⸗ 
tikels 4 Nr. 15 der Neichsverfaſſung dem Reichstage einen Geſetzent⸗ 
wurf, betreffend die Verwaltungsorganiſation der cee Gegend 
beitspflege im Deutſchen Reich, vorzulegen. Gleicherweiſe führte die 
Berathung des Impfgeſetzes zu dem Erſuchen an den Reichskanzler, 
mit Nückſicht auf die durch dieſes Geſetz begründete Nothwenpigkeit, 
die Oberaufſicht über das Impfweſen wirſſam und einbeitit 1 
handhaben, die Errichtung eines Geſundheitsamtes für das bentjche 
Reich thunlichſt zu beſchleunigen. Nachdem zur Ausführung des letz⸗ 
teren Beſchluſſes in dem Etat für das laufende Jahr die Mittel aus⸗ 
geworfen waren, Wide Geſundheitsamt für das deutſche Reich am 
d. M. hier in Wirkſamkeit getreten. Von der weiter angeregten 
nn einer reichsgeſetzlichen Regelung der Verwaltung der 
5 eſundheitspflege iſt dagegen zur Zeit noch abgeſehen 
worden. 


Ueber die Bedeutung und die Einrichtung des neuen Inſtituts 
haben wir bereits neulich berichtet. 
— Der „Reichsanz.“ enthält folgendes Dementi: 
Die „Neue Preußiſche Zeitung“ bringt einen Artikel, wonach ſich 
in der zit vom 1. bis 6. März, als der erſten Giltigkeitsperiode des 
neuen elegraphentarifs, keine Mehreinnahmen, wohl 
aber bei einer Reihe von Telegraphenämtern ganz bedeutende Min⸗ 
dereinnahmen ergeben haben ſollen, und knüpft daran Betrachtungen 
über die Nachtheile des Tarifs für die Stagtskaſſe und deſſen Vor⸗ 
theile für den Börſenverkehr. Statt aller Widerlegung wollen wir 
für jetzt nur die Thatſache anführen, daß ein finanzielles Ergeb⸗ 
niß zur Zeit noch überhaupt nicht vorliegt und auch gar nicht 
e kann, da nach der beſtehenden Kaſſenverfaſſun 6 erſt 
am 20. April überſehen läßt, wie die Einnahmen im März ſich ge⸗ 
ſtaltet haben. Auch beſondere Nachweiſungen für die von der „Neuen 
Preußiſchen Zeitung“ bezeichnete Zeit vom 1. bis 6. März ſind nicht 
eingefordert worden, indem die erſte Zeit ja überhaupt nicht maßge⸗ 
bend ſein kann. Die icheß Nute der gedachten Zeitung entbehren 
mithin jedes thatſächlichen Anhalts. 
Der „Düſſeldorfer Anz.“ brachte am 19. v. M. einen „Der 
Staat und die heimiſche Induſtrie“ überſchriebenen 
Artikel, worin geſagt war, daß der Staat die ausländiſche Induſtrie 
bevorzuge. Nachdem der „Reichsanz.“ bereits damals einen Theil je⸗ 
ner Behauptungen widerlegt, bringt er jetzt nachfolgende Notiz: 
Wir ſind in den Stand geſetzt, nunmehr auch den Paſſus 2 des 
in Nr. 50 des „Düſſeldorfer Anzeigers“ vom 19. v. M. enthaltenen 
„Der Staat und die heimiſche Induſtrie“ überſchriebenen Artikels als 
jeder Begründung entbehrend bezeichnen zu können. 
Die Beſchaffung des Eiſenbedarfs für die Artillerie⸗Werkſtatt zu 
Spandau hat in den letzten Jahren, von geringerem augenblicklichen 
Bedarf abgeſehen, ausſchließlich von rheiniſchen und weſtfäliſchen 
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Alles und klingt Alles. Die große Arie der Roſine aus Roſſini's 
Barbier im Koſtüm der Rolle mit Orcheſter geſungen, ließ all' dieſe 
Eigenſchaften herxvorleuchten und ließ auch die gewandte Darſtellerin 
ahnen. Verdi's Rigoletto⸗Arie bildete die Zwiſchenmuſik zu Scribe's 
2 aktigem Luſtſpiel „Der Mann iſt nicht zu Hauſe“. Auch bier bot 
ſich der Künſtlerin reiche Gelegenheit, durch Koloratur zu glänzen. 
Auf dem Programm ſtanden noch „Ungariſche Arie“ von Kowacz und 
„La veritable Manola“ von Bourgevis, mit deren Anführung wir uns 
begnügen müſſen. Es iſt für einen der polniſchen Sprache Unkun⸗ 
digen nicht allzueinladend, von Arie zu Arie immer % Stunde Pauſe 
machen zu müſſen. Sollten die Leiſtungen der Frau v. Bogdani auch 
den Deutſchen unſerer Stadt etwas zugänglicher gemacht werden, ſo 
wäre dringend zu wünſchen, daß ſich wenigſtens in der erſten größeren 
Pauſe das geſangliche Programm abſpielte, haben wir uns auch 
ſpeziell an dem für uns ſtummen Spiel der Frau Terenkoezy wahr⸗ 
haft erquickt, ſo dürfte dies doch für manche andere Deutſche eine 
Geduldsprobe ſein, die dem Beſuche des Theaters nicht gerade 
förderlich. 

Frau v. Bogdani gedenkt noch öfters aufzutreten und können wir 
ihren ſchönen Leiſtungen nur eine rege Theilnahme des Publikums 
wünſchen. 8. 


* Das Alter der dentſchen Kaiſer und der brandenb.⸗ 
reuß Regenten. Kaiſer Wilhelm, der am 22. März das 80. 
ebensjahr angetreten hat, iſt der einzige deutſche Kaiſer und der ein⸗ 
zige Landesherr des hrandenburgiſch⸗ preußiſchen Staates, der dieſe 
hohe Altersſtufe erreicht hat. Von feinen „ SAT dem perl 
ſchen Kaiſerthron hatte das höchſte Alter erreicht Friedrich Il. (4 1493) 
mit 78 Jahren; nach ihm kommen Rudolf (., der Stifter des Hauſes 
Habsburg (T 1291), der 73 Jahre, und Karl der Große (F 814), der 
72 Jahre alt wurde. Die anderen Kaiſer ſtarben unter 70 Jahren. 
Die älteſten waren Friedrich l., Barbaroſſa, (r 1190) und Siegmund 
(F 1437) mit 69 Jahren, Leopold I. ( 1705) mit 65 Jahren. Bon den 
anderen berühmten Kaiſern ſtarben Karl J. (1558) im 59. Otto der 
Große (973) und Friedrich II. (1250) im 57., Joſef U. (1790) im 49. 
Lebensjahre. Die im jugendlichſten Alter geſtorbenen waren die 
Kaiſer Otto III. (1102) mit 29, Otto II. (983) mit 28, Philipp von 

ohenſtaufen (1208) mit 27 Jahren und Ludwig V., das Kind, der 
etzte Karolinger, der ſchon (912) im 20. Lebensjahre ſtarb. — Von den 
Königen von Preußen haben das höchſte Alter erreicht Friedrich II., 
gt 1786) der im 75. und Friedrich Wilhelm IT. ( 1840) der im 70, 
ebensjahre ſtarb. be e IV, ſtarb (1861) im 66., Friedrich 
I. (1713) im 56., Friedrich Wilhelm 11. (1797) im 54. und Friedrich 
Wilhelm J. (1740) im 52. Jahre. — Unter den Kurfürſten von Branden⸗ 
burg waren die älteſten Johann Georg ( 1598) mit 73, Albrecht 
Achilles (T 1486) mit 72, Friedrich J. ( 1440) und Friedrich Wilhelm, 
der große Kurfürſt (J 1688) mit 68 Jahren. Am Jüngſten ſtarben 
Georg Wilhelm (1610) mit 45 und Johann II. (1499) mit 44 Jahren. 

(Trüb.) 


* Freiligrath's erſte dichteriſche Publikation. Die Stadt 
Soeſt, wo Freiligrath einen Theil ſeiner Jugend verlebte, wo von 
zwei ſeiner Schweſtern heute noch die eine als Lehrerin der dortigen 
Töchterſchule ihren Wohnſitz hat, bewahrt von Weſtfalens liederreichem 
Sänger noch manche Erinnerung auf. Freiligrath machte in Soeſt 
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bis zum Jahre 1831 ſeine Lehrjahre in dem noch beſtehenden Kauf⸗ 
mannshauſe ſeines Oheims Schwollmann durch, und au Papenbien 
und an Re pr ieren ſoll er nicht ſelten die Verſe geſchrieben haben, 
welche die frühe Muſe ihm eingab. Sein erſtes Gedicht aber, welches 
in die Oeffentlichkeit trat und in dem Soeſter Kreisblatt abgedruckt j 
wurde, war an den Thurm der dortigen St. e gerichtet, 
der, ſchief wie die Thürme Piſas, jedem Luſtwandler auf den benach⸗ 
barten, zu Spaziergängen eingerichteten Wällen der en Hanſa⸗ 
ſtadt in die Augen fällt. Der Volksmund erzählt ſich zwar, daß der 
Thurm deshalb ſo chief jet, weil der berühmte Freiherr von Müuch⸗ 
auſen, als er einſt zu der gänzlich verſchneiten Stadt gekommen, ſein 
Roß an deſſen Spitze angebunden und, als der Schnee über Nacht ge 
Freitagen es mit Verwunderung hoch oben 1 erblickt babe. 
reiligrath aber gab in feinem Jugendgedichte der Sache eine elegantere 
Wendung, indem er fchilderte, daß der Thurm nur aus Courtoiſie 
gegen die a den Wällen vorüberwandelnden Soeſter Schönen fort» 
während höflich ſich neige. 


eu werden die Stätte kennen, die damals für Schiller Hei⸗ 


aus in der Hauptrichtun 


t. Durch den Kappelba 


Bahnhof 
buch 


iller, als 10 
eit 
werden von 


iſt es wohl die alte Hausthüre mit dem beliebten Klopfer, das Frep⸗ 
pengeländer, die alte Zimmereintheilung, wenn freilich Anderes, wie 
der alte deutſche Ofen, die Schiebfenſter mit den zierlichen runden in Blei 
gefaßten Scheiben und die ſo bezeichnende behagliche Holzvertäfelung 
verſchwunden. Noch wird zu ebener Erde in einer Schmedewerkſtätke 
die Eſſe a und der Hammer geſchwungen, wie zu Schillers Zeit 
von dem Huf? und Waffenſchmied Johann Michael Molt ( 1789) 

dem Urgroßonkel des heutigen Schmiedemeiſters. „Schillexhaus 1765 


bis 68“ ſoll die Inſchrift lauten; ſie aber anzubringen, beanſprucht 
mit Recht der heutige Schmiedemeiſter darin als ſein Eb enamt. 


— — 


a 


kann. 


der deutſchen oder der preußiſchen 


es hat das königlich preußiſche Staatsminiſterium ſeinen 


Eiſenwerken u. z. größtentheils im Submiſſionswege ſtattgefunden. 
engliſche Firmen ind bei der Vergebung des Bedarfs eng Berl: 
ſichtigt worden. Hervorzuheben iſt noch, daß auch bei der Konſtruktion 
des neuen Artillerie⸗Materials auf die Bekheiligung der eiuheimiſchen 
Induſtrie bei der Beſchaffung in der Weiſe gerückſichtigt worden iſt, 
daß niemals Profileiſen von größeren Abmeſſungen angewendet wor⸗ 
BR find, als ſeitens der heimiſchen Eiſenwerke noch hergeſtellt werden 
önnen. e 5 2 
— Der zu fünf Monaten Gefängniß verurtheilte Redakteur der 
„Germanig,“ Sonnen, hat ſich, wie die „Frkf, Mig meldet, am 30. 
ärz nach erfolgter Verurtheilung von hier nach dig begeben. Ein 
prager Korreſpondent des „Kurver Poznanski,“ der dieſelbe Nachricht 
meldete, bemerkt dazu: „Es ſcheint mir, ke er (Sonnen) ſich nach der 
Türkei oder nach Rumänien begiebt, denn Oeſterreich iſt ſeit der Zeit 
der Auslieferung Sigls ein unſicherer Zufluchtsort für katholt che 
Redakteure geworden.“ — Der Schriftſteller Dr. Heinrich Beta (Bet 
ziech) iſt der „N. Z.“ zufolge nach längeren Leiden hier am 31. Mär 
zeſtorben. An der Bewegung des Jahres 1848 betheiligt, entzog fi 
Beta einer der bi en Fare 8 Hochvexxaths durch die Flucht 
nach England, wo er bis zum Jahre 1868 von Erträgen feiner ſchrift⸗ 
ſtelleriſchen Arbeiten lebte. In die Heimath zurückgekehrt, konnte er 
derſelben, da ein rheumatiſches Leiden ihn des freien Gebrauches der 
ande und Füße beraubte, nicht fo froh werden, wie ihm feine gei⸗ 
ige Friſche dies ſonſt wohl geſtattet hätte; er mußte ſeine Arbeiten 
in den letzten Jahren ſeiner Frau in die Feder diktiren. 


Köln, 2. April. Wie ſchon erwähnt, hat der verſtorbene 
Kommerzienrath Andreae 20,000 M. zur Errichtung eines Bis marck⸗ 
denkmals in Köln beſtimmt. Am 30. v. M. kam die Sache in 
der Stadtverordnetenverſammlung zur Sprache, worüber Folgendes 
berichtet wird: 

„In der geheimen Sitzung der Stadtverordneten⸗Verſammlung 
vom 30. März machte der Borligende dem Kollegium Mittheilung von 
der Andrege'ſchen Stiftung zur Errichtung eines Denkmals für den 
Fürſten Bismarck, als dem Herſteller des Deutſchen Reichs. Das 
Monument ſollte nach dem Willen des Teſtators binnen drei Jahren 
auf dem Neumarkt oder auch auf einem anderen 5 entlichen Platze 
Anerer Stadt unter Leitung des Bau⸗Inſpektors Pflaume errichtet 
werden. Da dieſer aber ſein Gutachten in der Angelegenheit dahin 
abgegeben, daß die Friſt zu kurz ſei, ſo hat die Wittwe des Herrn 
Andreae ſich damit einverſtanden erklärt, daß zehn Jahre zur Herz 
ſtellung des Denkmals beſtimmt, die 20,000 Mark verzinslich angelegt 
und die Zinſen zum Kapital geſchlagen werden, daß ferner, falls von 
anderer Seite Beiträge für das Monument eingehen, die von ihrem 
Gemahl geſtiftete Summe das Grundkapital bilden ſoll. Das Kolle⸗ 
gium beschloß, das Vermächtniß zu beſagtem Zwecke unter den von 
der Wittwe des Kommerzienxaths geſtellten Bedingungen anzu⸗ 
nehmen. Alle Anweſenden ſtimmten dafür, dagegen nur die Herren 
Braubach, Jul. Bachem und Schenk, unter Motivixung durch Herrn 
Braubach, daß die Errichtung dieſes Denkmals ein Schlag ins Geſicht 
der Katholiken Kölns ſei.“ 5 

Ober⸗Bürgermeiſter Becker hat den Reichskanzler an ſeinem Ge⸗ 
burtstage von dem Vermächtniß in Kenntniß geſetzt und demſelben im 
Auftrage der Stadtverordneten⸗Verſammlung gleichzeitig die Glück⸗ 
wünſche des Kollegiums überſandt. 

Dresden, 2. April. Dem ſächſiſchen Landtage iſt der Entwurf 
eines Geſetzes, die Ausübung des ſtaatlichen Oberaufſich ts⸗ 
rechts über die katholiſche Kirche, zugegangen. Für die 
Vorlage find die leitenden Grundſätze durch 8 57 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde gegeben; es ſind dies: 1) Selbſtändigkeit der Kirche im Ge⸗ 
biete der inneren kirchlichen Angelegenheiten, 2) volle und unbedingte 
Geltung der ſtaatlichen Hoheitsrechte über die Kirche in Allem, was 
über das Gebiet der inneren kirchlichen Angelegenheiten hinausgeht. 

Aus Waden⸗Baden, 30. März, ſchreibt man der „Neuen Freien 

reſſe“: Die Kön ae von England, deren Ankunft geſtern 
kachmittag erfolgte, bewohnt eine kleine Villa, welche fie von ihrer 
bier verſtorbenen Stiefſchweſter, der Fürſtin Hohenlohe⸗Langenburg, 
um Geſchenk erhalten hat. Dieſe Villa, im Style der Schweizer⸗ 
äuschen, liegt anf einer anmuthigen Höhe, von der aus man das 
jebliche Oosthal überſchauen und bis zu den Vogeſen hinüberblicken 
Der Zweck der Neife der Königin iſt, das Grab ihrer 
Schweſter zu beſuchen und das Denkmal zu beſichtigen, welches von 
dem Sohne der Verſtorbenen verfertigt wurde, dem in britiſchen 
Dienſten ſtehenden Grafen Victor von Gleichen, welcher ſich be⸗ 
kanntlich der Bildhauerei als Liebhaber gewidmet hat. Der Auf⸗ 
enthalt der Königin iſt ein kurz bemeſſener und wird nur bis zum 
6. April dauern; dann begiebt ſich die Königin nach Koburg, woſelbſt 
ſie ſich = acht 8 aufhalten und ihres verſtorbenen Gemahls 
Lieblingsſchloß Roſengu bewohnen wird. Die Königin reiſt unter 
dem Namen „Counteß of Kent“. Das Gefolge beſteht aus 48 Per⸗ 
ſonen. N 

Stuttgart, 2. April. Wie telegraphiſch erwähnt, hat auch die 
württembergiſche Kammer der Standesherren am Sonnabend 
mit ſämmtlichen Stimmen der in der Sitzung anweſenden Mitglieder 
den Antrag angenommen, die Kammer wolle angeſichts des Geſetzent⸗ 
wurfs betreffs Uebernahme der preußiſchen Bahnen durch das Reich, 
der Regierung gegenüber die Erwartung ausſprechen, daß dieſelbe 
ihre eifrigſten Bemühungen darauf richten werde, das Zuſtandekom⸗ 
men eines Reichseiſenbahngeſetzes in Ausführung der be⸗ 
züglichen Beſtimmungen der Reichsverfaſſung (Art. 4, Ziffer 8 und 
Kap. 7) zu bewirken, dieſelbe wolle jedoch der Uebernahme einzelner 
deutſcher Bahnen durch das Reich in keiner Weiſe zuſtimmen. Ferner 
wolle die Kammer der Standesherren im Hinblick auf die offizielle 
Aeußerung des Miniſters im anderen Haufe von einer weiteren 
Interpellation in dieſer Angelegenheit Umgang nehmen. Da noch 
häufig auf dieſe offizielle Aeußerung des Miniſters v. Mittnacht 
zurückgekommen werden dürfte, ſo erſcheint es angezeigt, aus dem 
ſtenographiſchen Wortlaut ſeiner Rede die wichtigeren Stellen 
wiederzugeben. Im Anfang feiner Rede gab er wie bekannt, Auf⸗ 
ſchluß über den Gang der Verhandlungen betreffs des Reichseiſen⸗ 
bahngeſetzes und der Tarifenguste, und kam dann auf das Belannt- 
werden der Abſicht der preußiſchen Regierung zu ſprechen, ihr Bahn⸗ 
netz an das Reich zu verkaufen. Dann heißt es: 

Wir hielten uns veranlaßt über die Rätblichkeit und über die 
Zweckmäßigkeit dieſes Mie auch von unſerem Standpunkte aus 
rwägungen anzuſtellen. 3 D 

fuhrte daß DEE gegen Ende Februar d. J. unſern Geſandten in Be 

eauftraat haben, an maßgebender, Stelle mitzutheilen, daß vorlä 
die Un icht der witrttembergiichen. Hr en geht: den ers 
iti zi wir ründen für den * 
politiſchen, finanziellen un 50 175 18 Bahn, af Reich we 
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Pot Gründen annehmen kann, das. Eiſenbahnweſen nicht wie das 


Dieſe Erwägungen haben dahin # 


etwaigen Reichseiſenbahndefizit ift zu groß für unſere Eiſenbabnlage. 
Was die Birth aftliche Al betrifft, ſo Liber das deütſche Eiſen⸗ 
bahnweſen, insbeſondere das Tarifweſen, an vielen Mängeln und be 
darf einer gründlichen Aenderung. Ich beſtreite auch nicht, daß durch 
den Uebergang der deutſchen Bahnen an das Reich manche der Män⸗ 
gel beſeitigtswerden würden, obwohl man ſich vor der Illuſion hüten 
muß, daß durch den bloßen Wechſel des Beſitzes plötzlich alle Schwie⸗ 
rigkeiten der Sache beſeitigt werden. Die Frage bleibt eben doch he⸗ 
rechtigt, ob beim Bau und Betrieb der Eiſenbahnen die ſchonende Be⸗ 
achtung der verſchiedenen wirthſchaftlichen Seiten, die Rückſichtnahme 
auf alle Theile eines Landes in dem Maße, wie ſie von den Landes⸗ 
regierungen geübt wird und geübt werden kann, auch von einer großen 
Eiſenbahnzenkralleitun 1155 das Reich bethätigt werden würde, und 
ob denn auf einem Gebiete, welches vorzugsweiſe auch die lokalen 
Kräfte eines Landes zur Entwicklung zu bringen hat, eine ſtraffe Zen⸗ 
traliſgtion ſo unbedingt heilſam ſei. Es ſcheint mir ein genügender 
Anlaß nicht vorzuliegen, nun plötzlich Eiſenbahn, Poſt und Telegraphen 
her ich dag Wenn je dieſe Frage angeregt würde, dann iſt unſere 
Ante t, daß zu einem ſolchen Schritt die Zuſtimmung der württem⸗ 
bergiſchen Landesvertretung erforderlich iſt. (Brand!) 8 

„Die Verhältniſſe des Eiſenbahnweſens 115 eben weſentlich ver⸗ 
ſchieden in Norddeutſchland und Süddeutſchland und ſo ungleich, daß 
eine größere Kommunio wird kaum zuläſſig erſcheinen. en ſteht 
jetzt eben vor einer großen und prinzipiellen Aufgabe; aber dieſes iſt 
we allen Seiten hin ſtark und kräftig chen . um dieſer Aufgabe 
auch zum Vortheil des geſammten deutſchen Reiches gerecht werden 
I können. Ich beftreite nicht, daß Preußen, wenn es in feinem, Ge⸗ 
tete die Bahnen konzentrirt, es zu einer gewaltigen Macht bringt; 
aber wir können doch einen Mißbrauch dieſer Gewalt von der deut⸗ 
ſchen Vormacht nicht befürchten. Wäre das der Fall, dann muß ich 
offen jagen, dann iſt auch die Stellung Preußens jo präponderivend 
und gewaltig, daß die Verwandlung preußiſcher Bahnen in Reichs⸗ 
bahnen eine ausreichende Garantie gegen Vergewaltigung nicht bieten 
könnte; dann weiß ich nicht, was es nicht un könnte, wenn 
es rücksichtslos vorgehen wollte. Wenn eine Offerte an das Reich 
gelangen ſollte, ſo werden wir dieſelbe mit all' der Rückſicht und all' 
der Achtung entgegenzunehmen haben, welche der preußiſche Stgat von 
feinen Verbündeten erwarten kann. Wenn der Kanzler, welcher das 
Reich auch über Preußen ſetzt, ein ſolches rg bringt, dann dürfen 
wir glauben, daß er es thut, weil er der Anſicht iſt, damit dem Reich 
einen Dienſt zu erweiſen; andere Motive dürfen wir ihm nicht unter⸗ 
ſchieben. Wenn wir aber nach Prüfung des Projekts zu einer an⸗ 
dern Anſicht gelangen, dann dürfen wir uns auch nicht abhalten laſ⸗ 
ſen, unſere Anſicht zu bekennen und für dieſelbe einzuſtehen, unbeküm⸗ 
mert um den Terrorismus und den Vorwurf des n 
den jetzt in einem Theil der Preſſe geübt wird. Ihr Votum iſt natür⸗ 
lich von entſcheidender e für das fernere Verhalten der Re⸗ 
gierung, und werden die von Ihnen anzuſtellenden Erörterungen 
einen um jo größeren Eindruck machen, je leidenſchaftsloſer, ruhiger 
und objektiver und insbeſondere je einmüthiger und bundesfreund⸗ 
licher dieſelben verlaufen. ö i 

Gegen den Abg. Defterlen gewendet, fährt der Redner fort: Die 
Anfrage, „welche Rechtsanſicht iſt die kgl. Staatsregierung in Betreff 
der Frage zu vertreten entſchloſſen, ob cee wah die 
Hebernahme der preußiſchen und anderen Eiſenbahnen auf das Reich 
im Bundesrath mit einfacher „ beſchloſſen werden 
könne, und ob, wenn es ſich um die Uebernahme der württembergi⸗ 
en Eiſenbahnen handelt, hierzu die Zuſtimmung der württembergi⸗ 
chen Landesvertretung vothwendig?“ iſt ſehr allgemein gehalten und 
läuft darauf hinaus, ob die Regierung entſchloſſen ſei, die Rechts⸗ 
anſicht zu vertreten, daß der Erwerh irgend einer Eiſenbahn an das 
Reich gegen die deutſche Reichsverfaſſung gehe. Es kommt aber bier- 
bei viel an auf die konkrete Geſtaltung jedes einzelnen Falles. Es ſei 
fir ihn von großem Intereſſe, welche Hoheitsrechte ein Staat, der 
eine Eiſenbahnen abtreten will, mit an das Reich übertragen, welche 
er für ſich behalten wolle. Nun kennen wir den konkreten Plan der 
11 Regierung eben erſt ſeit wenigen Tagen. Man wird es 
deshalb begreiflich finden, wenn, obwohl natürlich die Frage im All⸗ 
gemeinen ſeit längerer Zeit in's Auge gefaßt iſt, doch Regierungs⸗ 
entſchließungen noch nicht herbeigeführt und feſtgeſtellt worden ſind, 
über eine Rechtsanſicht, von der man noch nicht weiß, ob ſie je zur 
n Verwirklichung kommen wird. Ich würde perſönlich keinen 

nſtand e Proſe zu ſagen, daß ich die Frage, ob das vorliegende 
reußiſche Projekt eine Verfaſſungsändexung mit ſich 8 keinen⸗ 
alls verneinen möchte. Regierungsentſchließungen jetzt aber auszu⸗ 
prechen, bin ich nicht in der vage, und erſuche die Herren „Inter 
pellanten, ſich dabei zu beruhigen, daß die württembergiſche Regierung 
dieſe Frage in keiner Weiſe präjudizirt hat. (Beifall.) 

Straßburg, 1. April. Die „Straßb. Ztg.“ veröffentlichte an 
der Spitze ihrer Nummer vom 30. März folgende Erklärung: 

„An die Leſer der „Straßburger Zeitung“. 

Von dem Wunſche geleitet, meine ganze Ba der Herausgabe 
eines großen buchhändleriſchen Verlagsunternehmens zu widmen, habe 
ich die mir gehörige Fr. Wolffſche Buchdruckerei, verbunden mit dem 
Eigenthums⸗ und Verlagsrechte der „Straßburger Zeitung“ und amt⸗ 
lichen Nachrichten für Elſaß⸗Lothringen an den . 
und Verlagsbuchhändler Herrn Johannes Schneider aus Mannheim 
verkauft, in deſſen Beſitz dieſelbe mit dem morgigen Tage übergehen 
wird. Indem ich heute die letzte Nummer meines Blattes herausgebe, 
empfinde ich eine hohe Genugt man Voir iche meinem Nachfolger 
als reife Frucht in den Schoß fällt, wofür ich ſeit 4 Jahren unab⸗ 
läſſig — wenn auch für mich ohne Erfolg 

Una hängigkeit 


— gekämpft habe: „E 
rößere eit es Verlages 
er Regierung. ür die vielen Beweiſe von Vertrauen, 


welche mir in dem We Bee Zeitraume aus bürgerlichen Kreiſen 
entgegengebracht worden, beſtens dankend, bitte ich daſſelbe auf meinen 
Nachfolger zu en und zeichne Hochachtungsvoll 
Straßburg, den 30. März 1876. % 2 5 
Friedrich Thiel.“ 


Der Sinn dieſer Zeilen iſt nicht ganz klar. Es ſcheint, daß der 
Verleger gezwungen war, gewiſſe Artikel aufzunehmen und andrer⸗ 
ſeits behindert war, die Redaktion frei gewähren, ihre Ueberzeugung 
ungehindert ausſprechen und den Stoff nach eigenem Ermeſſen aus⸗ 
wählen zu laſſen. Ob Herr. Thiel dafür Regierungsunterſtützung be⸗ 
zogen oder andere Vergünſtigungen (Druckarbeiten, Portofreiheit) ge⸗ 
noſſen hat, geht aus dem Briefe nicht hervor. Indeſſen ſchreibt die 
„Germania“, daß ihrer Expedition eine von der Expedition der 
„Straßb. Ztg.“ ausgeſtellte Rechnung vom Dezember 1871 vorliegt, 
auf deren Adreſſe ſich der Vermerk fand: „Portopflichtige 
Dienſtſache.“ g 


Oeſerreic. 


Wien, 2. April. Die Berathungen der öſterreichiſchen 
und ungariſchen Miniſter über die Zollfragen haben bierſelbſt 
nun wieder begonnen. Geſtern konferirten die beiderſeitigen Miniſter 
vier Stunden mit befriedigendem Ergebniß. Es wurde die Reihe der 
Verhandlungsgegenſtände endgiltig fixirt. Zuvörderſt gelangen die 
reinen Tariffragen zur Verhandlung, dann erſt folgen die Steuer- 
fragen und die Bankfrage. Der „Pol. Korr.“ wird mit Bezug auf 
dieſelbe Angelegenheit aus Peſt geſchrieben: „Unſere Miniſter, welche 
zur Stunde in Wien weilen, haben ihre Reiſe diesmal mit dem Vor⸗ 
ſatze angetreten, alle drei obſchwebenden Kardinalfragen zur Löſung 


ine 
von 


zu bringen. In dieſem Vorſatze ſind die Herren — wie mir von f 


guter Seite bemerkt wird — durch den Verlauf der Audienzen, welche 
ſie bei Sr. Majeſtät halten, nur noch mehr beſtärkt haben.“ 

Am 30. v. Monats früh 3 Uhr iſt der berühmte Kanzelredner 
Sofeph v. Kkinkowſtröm, Prieſter der Geſellſchaft Jeſu, 


nach mebrjähriger Krankheit zu St. Ardrä in Kärnten verſchie⸗ g 


den. Der Verſtorbene war zu Wien am 30. Auguſt 


v. Klinkowſtöm aus deſſen Ehe mit Louiſe v Mengershauſen. Er 
erhielt ſeine Erziehung und wiſſenſchaftliche Ausbildung im elterlichen 
auſe, da ſein Vater ſelbſt der Leiter eines für den öſterreichiſchen 
del beſtimmten Erziehungsinſtitutes war, welches durch 16 Jahre 
beſtand. Achtzehn Jahre alt, trat v. Klinkowſtröm am 21. Bine 
1831 in den Orden der Geſellſchaft 8055 dort bekleidete er die Stelle 
eines Predigers, Bibliothekars und Hiſtoriographen. Als bedeutender 
Kirchenredner war v. Klinkowſtröm beſonders den Bewohnern Wiens 
bekannt, wo eine lange Reihe von Jahren hindurch bei ſeinen ſonn⸗ 
tägigen und Faſtenpredigten die Räume der Univerſitätskirche die 

ühörer aus allen, ſelbſt den höchſten Ständen der Geſellſchaft kaum 
aſſen konnten. Durch eigenthümliche Miſchung von weltlichen und 
geiſtlichen Dingen exinnerten feine. Vorträge an jene Abrahams a 
Santa Clara; unbedingter Glaube, religidſe eaeifterung, ungewöhn⸗ 
liche Rednergabe, verbunden mit tiefem Gefühle, verliehen vente n 
einen eigenthümlichen Reiz und machten in den Herzen der Zuhörer 
nachhaltige Wirkung. Der Orden der Geſellſchaft Jeſu verliert an 
dem Dahingeſchiedenen eines ſeiner thätigſten Mitglieder. 

Lemberg, 28. März. Die „Gazeta Narodowa“ veröffentlicht 
heute einen von gewiſſer Seite inſpirirten Artikel, welcher die maß⸗ 
gebenden Kreiſe für die gänzliche Poloniſirung der lem⸗ 
berger Uni verſität, an der die deutſche Sprache noch zum 
Theile geduldet wird, zu gewinnen ſucht. Dabei wird von der Be⸗ 
laſſung des einzigen deutſchen Mitgliedes des hieſigen Profeſſoren⸗ 
Kollegiums in einem Tone geſprochen, der ſogar das gewöhnliche 
Maß polniſcher Anmaßung überſteigt. 
mit der erfolgten Poloniſirung der hieſigen deutſchen Univerſität — 
„dieſer verhaßten Stätte giftiger Germaniſation“ — ein inniger 
Wunſch unſerer Ultra⸗Nationalen in Erfüllung ging, da war es be⸗ 
reits Zedermann klar, daß durch dieſe Maßregel von der hieſigen 
Alma mater, die einen ehrenvollen Platz in der Reihe der öſterreichi⸗ 
ſchen Hochſchulen einnahm, jeder wiſſenſchaftliche Fortſchritt nunmehr 
verbannt und ein⸗ für allemal für dieſelbe ausgeſchloſſen ſei. Die 
Folge hat nun gezeigt, daß dieſe Befürchtung durchaus nicht 
unbegründet war, da ſich an der hieſigen Univerſität in der That 
Zuſtände herausgebildet haben, die aller Wahrſcheinlichkeit nach 
ſonſt keine Hochſchule aufzuweiſen hat. So müſſen nämlich jetzt die 
Dozenten in denſelben Hörſälen, welche früher die große Anzahl von 
Lernbefliſſenen kaum faſſen konnten, vor buchſtäblich leeren Bänken 
tradiren, wenn man überhaupt dieſen letzteren Ausdruck für das 
monotone Vorleſen ungeſchickt zuſammengeſtellter Exzerpte aus den 
verſchiedenartigſten Lehrbüchern gebrauchen darf. Die meiſten Lehr⸗ 
kanzeln ſind entweder gar nicht oder noch immer proviſoriſch mit 
Privatdozenten und außerordentlichen Profeſſoren, welche ſelbſt erſt 
vor nicht langer Zeit die Univerſitätsſtudien abſolvirt haben, beſetzt. 
So kommt es nun, daß bei der alljährlich wiederkehrenden Neuwahl 
des Rektors, der Dekane, Prodekane u. ſ. w. die Stimmberechtigten 
auf eine ganz geringe Anzahl wahlfähiger ordentlicher Profeſſoren 
beſchränkt find und regelmäßig dieſelben Perſönlichkeiten mit den 
höchſten akademiſchen Würden bekleidet werden müſſen. Bei dem 
entſchiedenen Mangel an polniſchen Lehrkräften iſt es auch 
begreiflich, daß auf Vorſchlag des Univerſitäts-Senates ſo⸗ 
gar Bewerber mit offenbar unzureichender Qualifikation als 
Privatdozenten für die einzelnen Lehrfächer 
Verlauf eines kurzen Zeitraumes zu außerordentlichen Profeſſoren 
ernannt werden, und obwohl zahlreiche Gymnaſial⸗Lehrer zu Univer⸗ 


ſitäts⸗Profeſſoren befördert werden, erklärt das Unterrichtsminiſterium 


dennoch in dem von ihm veröffentlichten offiziellen Berichte, „daß 
die an der lemberger Univerſität im Lehrkörper entſtandenen Lücken 
durch die geringe geiſtige Bethätigung des polniſchen Idioms nur 
ſchwer auszufüllen ſeien.“ 
viniſten keineswegs, mit einer wohl einer beſſeren Sache würdigen 
Beharrlichkeit auf gänzliche Polonifirung der hieſigen Univerſität zu 
dringen. Dieſen Beſtrebungen gegenüber werden ſich aber die Ru⸗ 
thenen wohl ſchwerlich gleichgiltig verhalten, da ja ſogar die polen⸗ 
freundliche Exzellenz Jirecek dem angedeuteten Wunſche der Polen 
keine Folge leiſtete und in der Miniſterial⸗Verordnung vom Jahre 
1871 die Beſtimmung aufſtellte, daß die Vorträge an der lemberger 
Univerſität von der polniſchen oder rutheniſchen Sprache kundigen 
Profeſſoren gehalten werden ſollen. 


30. Auguſt 1813 geboren 
und der älteſte Sohn des Malers und Vedagögen tieeich, Magee 2 


Als vor mehreren Jahren 


beſtätigt und nach 


N 


Dies bindert jedoch die polniſchen Chau⸗ 


Lemberg, 31. März. [(Im galiziſchen Landtages 


hat die polniſche Majorität am 28. d. M. wieder einmgl 
einen kleinen Sieg über die rutheniſchen Abgeordneten af = 
ten, der zugleich den Eharakter einer Demonſtration gegen Rußland 
trägt. Zur Zeit befinden ſich in Galizien le 70 unttiide 
Geiſtliche, die aus der Diözeſe Ehelnt von der ruſſiſchen 
Regierung ausgewieſen ſind und hier in ziemlich dürftigen Verhält⸗ 
Alten leben. Das Komite, welches ſich mit der Unterſtützung dieſer 
Geiſtlichen befaßt, hatte an den galiziſchen Landtag die Petition ge⸗ 


richtet, zur ee der erwähnten Geiſtlichen 3000 Fl. zu be⸗ 


willigen. In der Sitzung vom 28. v. M., in der dieſe Angelegenbei 
zur Sprache kam, erklärten ſich nun faſt fämmtliche dale 
eordneten gegen die Bewilligung t Summe. 

di eordnete und Geiſtliche Zaklındti verlas ein Schriftſtück 

ruſſiſchen Geſandtſchaft zu Wien aus welchem hervorging, da 

die ruſſiſche 

nen Halbjahr einen 


a 
& 
E 
B 


interſtützungsfonds überſandt hat. Der rut 
niſche Abgeordnete Bitous (Gymnaſialprofeſſor) erklärte, da 
nichts gegen Privatſammlungen für die ausgewieſenen 
lichen abe und beantragte darauf, der Landta, 

die Petition zur Tagesordnung übergehen. Darau 


B ch 
ämmtliche rutheniſche Abgeordneten entfernt hatten. 
5 | blieben befand ſich auch der Metropolitan⸗ 


ikous, auf Uebergang zur Hane 
igt. 


Der e 5 


möge über 


egierung für die ausgewieſenen Geiſtlichen im verfloſſes 


Agitation“, die ſelbſtverſtändlich Rußland zur Laſt gelegt wird. Nicht 
ohne Grund befürchten die polniſchen Ultramontanen, daß ſich auch 
die galiziſchen Uniten von Rom losſagen könnten. Bekannt iſt, daß 
ine große Anzahl von unitiſchen Geiſtlichen aus Galizien nach der 
Diszeſe Chelm gegangen iſt, um die Seelſorge in den dortigen ortho⸗ 
doxen, ehemals unitiſchen Gemeinden zu übernehmen, deren bisherige 
5 Geiſtliche von der ruſſiſchen Regierung theils ins Innere von Ruß⸗ 
land verbannt oder über die Landesgrenze gewieſen worden ſind. 
Peſt, 31. März. Dieſer Tage fand hierſelbſt ein Konzert 
im Offtzierkaſino ſtatt, welchem auch der Landes-Kommandirende 
Baron Edelsheim und Gemahlin beiwohnten. Als Baron und 
Baronin Edelsheim⸗Gyulai eintraten, überreichte ein Stabsoffizier 
der Baronin ein prachtvolles Blumenbouquet mit einer Anſprache, in 
welcher der Hochachtung und Verehrung des geſammten Offiziercorps 
für die Gemahlin des Landes⸗Kommandirenden Ausdruck gegeben 
wurde. Die Anſprache ſchloß mit einem dreimaligen Hoch, in das 
alle Anweſenden, darunter Viele aus dem Zivilſtande, einſtimmten. 
Hierauf nahm das Konzert ſeinen Anfang. 


Frankreich. 


Paris, 1. April. Der Kriegsminiſter läßt gegenwärtig hundert 
für die Lazarethe beſtimmte mobile Kapellen mit allem für 
den Gottesdienſt nothwendigen Zubehör anfertigen. Später ſoll 
jedes Regiment eine ſolche Kapelle erhalten. Abgeſehen von allem 
Anderen, findet man es höchſt ſonderbar, daß der Kriegsminiſter im 
Augenblick, wo das franzöſiſche Budget ſo hoch angewachſen iſt, die 
Ausgaben auf dieſe Weiſe zu vermehren ſucht. Dieſelben betragen 
für nächſtes Jahr ungefähr 3275 Millionen, nämlich für das gewöhn⸗ 
liche Budget 2676 Millionen, für das ſogenannte Departemental⸗ 
Budget 384 und für die Liquidationsrechnung (außerordentliche Aus⸗ 
gaben für den Krieg, die Marine ꝛc.) 175 Millionen. Die hundert 
Kapellen werden wahrſcheinlich auf die Liquidationsrechnung geſetzt, 
d. h. die Ausgaben für dieſelben unter die gereiht werden, welche für 
die Vertheidigung Frankreichs unumgänglich nothwendig find. — In 
Frankreich nimmt die dem Ultramontanismus feind⸗ 
felige Bewegung immer größere Ausdehnung an. Auch die 
Regierung vermag ſich, nachdem ſie in der Frage der Freiheit des 
höheren Unterrichts dem Andringen des Klerikalismus entgegenzu⸗ 
kreten begonnen hat, den weiteren Konſequenzen dieſes Schrittes nicht 
zu entziehen, und die ultramontanen Organe erklären bereits den 
Kulturkampf für eröffnet. Der Präſident des Kabinets, Dufaure, 
welchem bekanntlich bei der Neubildung des Miniſteriums auch die 
Verwaltung der Kultusangelegenheiten übertragen worden iſt, äußerte 
heute in der mit der Prüfung der Wahl des klerikalen Grafen de 
Mun betrauten Kommiſſion, daß er entſchloſſen ſei, alle Angriffe des 
Klerus gegen die bürgerlichen Inſtitutionen und das öffentliche Recht 
Frankreichs entſchieden zurückzuweiſen, ſowie die Verbreitung der 
Lehren des Syllabus mit allen geſetzlichen Mitteln zu verhindern. 
Daß dieſe Erklärung im ultramontanen Feldlager, woſelbſt die 
Parteiführer ſchon über das Projekt der Regierung, die katholiſchen 
Univerſitäten in ihren äußeren Befugniſſen zu beſchränken, Zeter 
ſchreien, große Aufregung verurſacht, kann nicht Wunder nehmen. 

Wie der hieſige Korreſpondent der „N. Z.“ meldet, beabſichtigt man 
überdies in republikaniſchen Kreiſen, die Regierung über die hier 
ſtattfindende Biſchofskonferenz zu interpelliren. Ueber letzteren ver⸗ 

öffentlichen die katholiſchen Blätter folgende Note: 

he Die Biſchöfe, welche die katholiſche Univerſität 
von Paris gegründet, haben dieſe Woche im erzbiſchöflichen Palaſt 
die in den Stakuten vorgeſchriebene Jahresverſammlung abgehalten. 
Sie erledigten darin die laufenden Geſchäfte und ließen ſich über die 
nunmehr vollendete Organiſirung der drei Fakultäten für Recht, 
Literatur und Naturwiſſenſchaften Bericht erſtatten; ſie ſtellten das 
ER Budget für das laufende Jahr feſt und erörterten Projekte zu einer 
neuen Erweiterung der Univerſität; in dieſem Sinne beſchloſſen ſie die 
Gründung von zwei neuen Lehrſtühlen in der Rechtsfakultät, nämlich 
für Gewerbegeſetzgebung und für Stempel⸗ und Notariatsweſen. Die 
verſammelten Prälaten konnten nicht umhin, auch die Lage ins Auge 
zu fassen, welche den freien Univerſitäten durch den Geſetzentwurf be⸗ 
reitet wird, der ihnen jede Theilnahme an der Verleihung der Grade 
entziehen foll. Sie theilten ſich gegenſeitig die ſchmerzliche Ueber⸗ 
raſchung mit, welche ihnen die Familiendäter ihrer Diözeſen über 
dieſen unerwarteten Eingriff in ein ſo lange vorbereitetes und reſp. 
vor ſo kurzer Zeit notirtes Geſetz, auf Grund deſſen ſo viele materielle 
und ſittliche Intereſſen aufs Spiel geſetzt worden ſind, ausgeſprochen 
haben. Die beiden Kardinal⸗Erzbiſchöfe von Rouen und Paris haben 
es übernommen, bei der Regierung dem einmüthigen Gefühle aller 


. ihrer Kollegen als Dolmetſch zu dienen. 
Wie verlautet, find hierher, ſowie an alle Souveräne, bei denen 
5 Vertreter Großbritaniens akkreditirt ſind, Schreiben der Köni⸗ 


gin Viktoria, gegengezeichnet von dem geſammten Miniſterium 
abgegangen. In denſelben wird offiziell davon Anzeige gemacht, daß 
Ihre britanniſche Majeſtät zukünftig mit ihrem Königstitel den einer 
Kaiſerin verbinden wird. Die erhabene Souveränin wird alſo, wie 
es darin heißt, fernerhin in ihren Beziehungen mit den fremden Höfen 
mit dem Titel Kaiſerin⸗Königin unterzeichnen. 
In Sachen der Vermählung des Fräuleins v. Gontaut⸗ 
Biron, Tochter des berliner Botſchafters, mit Herrn v. Talleyrand 
will das „Evenement“ erfahren haben, daß Fräulein p. Gontaut⸗ 
Bairon ihren Vater durch notarielle Aufforderung durch eine Somma- 
tion respectueuse. wie der techniſche Ausdruck des franzöſiſchen Ge⸗ 
Nr ſetzes lautet, enöthigt hätte, die Einwilligung zu ihrer Verbindung 
mit Herrn v. Talleyrand zu geben. Es iſt dies eine Rechtswohlthat 
des franzöſiſchen Geſetzes, welche den großjährigen Mädchen zu Gute 
kommt, und wenn ſie das Alter von 30 Jahren binter ſich haben, 
biürfen ſie, wenn ihr „ehrfurchtsvolles Geſuch“ binnen einem Monat 
nicht erhört worden iſt, ohne Weiteres zur Vermählung ſchreiten. 
Selten, ſeufzt das „Evénement“ maliziös, hat der Ausſpruch der 
Frau v. Stael. beffer zugetroffen: „Die Liebe und die Diplomatie 
ſind noch nie in derfelben Familie geweſen.“ 


Türkei und Donaufürſtenthümer. 


ö Konſtantinopel. Der Aprileoupon wird, das iſt die neueſte 
Wendung in dem Wirrſal türliſcher Finanzwirthſchaft, erſt am 1. Juli 
cCeingelöſt und ſollen dafür laut Dekret ſechs Prozent Zinſen vergütet 
werden. Die „Nat.⸗Ztg.“ läßt ſich hierüber wie folgt aus: 

8 Es iſt dies ein nuer Beweis des tiefen Finanzverſtändniſſes der 
Söhne Osmans, welcher die engliſchen, franzöſiſchen und italieniſch⸗ 
Ultramontanen Gläubiger von Neuem in Zorn ſetzen wird. Es iſt 
eine eigene Sache mit einem Schuldner wie der Sultan. Einige tau⸗ 
ſend Millionen Schulden, für deren Zinſen der Sultan ſich bereitwils 
lligſt eine } ahlungsfriſt nach der andern bewilligt, die eine Hälfte wird 
zur Zeit Überhaupt gar nicht bezahlt, die andere Hälfte von Viertel⸗ 
4 r zu Vierteljahr erſtreckt. Die türkiſchen Staatsgläubiger find ſo 
15 die bekannte Hamletſche Luftkoſt geſetzt. Man hat an eine privat⸗ 
5 zechtliche Beſitzergreifung der Türkei in Gläubigerkreiſen gedacht, aber 

einer ſolchen Operation ſteht leider die Politik Europas im Wege. So 
iſt es denn erklärlich, wenn dieſe Gläubiger zu einer Behandlungs⸗ 
weiſe ſich zu wenden vorziehen, wenn ſie ſelbſt an die Politik 
Appelliren und verlangen die Staaten Europas ſollen für ! 
1 


Ausſchlag geben würde. — Red. d. Poſ. Z.) Wo die Laien alle Ga⸗ 


3 


fe eintreten, das verfallene Objekt een Ueber die Voll⸗ non Ueberfüllung 1 nothwendig geworden iſt, eine 
0 ö 


tändigkeit des türkiſchen Bankerotts kann man ſich gegenwär⸗ zweite Anſtalt in einer anderen Stadtgegend zu er . Für di 

tig wohl nicht 8 täuſchen. Da kommt denn den Gläu> | find in dem ee Biſchoff ſchen Hau Aa det M Nenfteoke 7 7 

bigern eine andere ide Ford der euxopäiſchen Vormächte | forderlichen Lokalitäten 1 1 91 et worden. Die Anſtalt wird am 24 
; 2 


ſelbſt zu Hülfe, die politiſche Forderung nämlich, daß ein Staat in 
der ökonomiſchen Lage ſei, ſeine Regierungspflichten zu erfüllen ſoweit 
ſie in Verbindung ſtehen mit den politi Be Verhältniſſen der Nach⸗ 
barn. Wie ſoll man aber auf eine Ausführung der verſprochenen 
Reformen und der Unterſtützung der rückkehrenden Flüchtlinge hoffen 
von einer Regierung, die ihre politiſche Vertretung ſo wenig als ihre 
Truppen, ihre Kapitalſchuld ſo wenig als ihre Zinſen zu bezahlen im 
Stande iſt? Europa wird ſchließlich doch mit dem Verfalltage türki⸗ 
ſcher Finanzverſprechungen rechnen müſſen. Denn es iſt wohl nicht 
anzunehmen, daß ſich Spekulanten finden werden, welche der Pforte 
dazu verhelfen ſollten, ihrem Wunſche gemäß die heutige i e 
zu konſolidiren.“ Dazu ſind die Grundlagen zu wenig ſolide. Viel⸗ 
mehr wird die Folge dieſer Couponzuſage auf den Juli ſein, daß das 
geſammte Finanz⸗ und ſonſtige Perſonal der Türkei, den Beherrſcher 
der Gläubigen nicht ausgenommen, mit verdoppeltem Eifer die Kaſſen 
des Staats in die eigenen Taſchen leeren, joweit darin irgend noch 
ein Reſt von Goldſtaub zu finden iſt. Dabei werden ſie in Erman⸗ 
gelung von Inhalt denn wohl auch zu den Geldſchränken ſelbſt, zu 
Geldeswerth in Mobiliar greifen, und am erſten Juli wird kaum 
noch die Finanzverwaltung zu Stambul zu finden ſein. Bleibt dann 
noch das Schwert des Propheten übrig, dann — iſt die hiſtoriſche 
Miſſion Osmans wieder in ihrer Reinheit hergeſtellt. 


VTarlamentariſche Nachrichten. 

* Das Geſetz über die Amtsſprache ſoll in der Kommiſſion heute 
zur zweiten Leſung gelangen. Die polniſchen Abgeordneten haben noch 
eine endloſe, lange Reihe von Amendements vorbereitet, ſie wollen 
unverkennbar die Kommiſſion ermüden und die Plenarberathung ver⸗ 
ſchleppen. Die Kommiſſion iſt indeſſen gewillt, dieſer Abſicht die größte 
Ausdauer entgegenzufegen. Uebrigens will man auch die Konzeſſion, 
daß ſchriftliche Eingaben an die Gerichte in einer fremden Sprache 
zuläſſig ſein ſollen, wieder beſeitigen. 


(pril eröffnet werden, Auch für dieſe ift — wie fü 
eine Lehrerin berufen worden, welche ihre Ausbildung in dem gräflich 
Poninski chen Seminar in Breslau erhalten und ihre Prüfung vor 
= een alt hofft bet dere ya hat. Das Ku⸗ 
ratorium der Anſtalt hofft bei dieſer Erweiterung ſei irkſamkei 
auf eine erhöhte Theilnahme der Freunde des 11 2 n 

r. Die Paſſage über die Walliſcheibrücke iſt ſeit geſte i 
auch ſchweren Fuhrwerken freigegeben worden, 115 a dit 
de e zur Zeit des Hochwaſſers errichtet wurden, ent⸗ 

den. 

Ir Stubenbrand. Am 31. v. M. Abends enftand in de 2 
ftätte eines Tiſchlers auf der Kl. Gerberſtraße während der Abmeſen⸗ 
heit des Lehrlings ein Stubenbrand dadurch, daß eine glühende Kohle 
aus dem Kochheerde in die herumliegenden Späne fiel. Das Feuer 
Dar 4 5 15 Mark angerſch teck Dee den. gelöſcht und hat einen 
Schaden von 60 Mark angerichtet. Die Feuer i 
brauchte aber nicht in Aktion zu treten. vehr eilte zur Stelle, 


r Diebſtahl. Einer auf der Schifferſtraße woh i 
ne aus verſchloſſener Tiſchſchublade 64 Mark i Kere 
geſtohlen. 
r. Sachbeſchädigung. Geſtern wurde bei Gelegenheit einer 
rügelei zwiſchen zwei Dachdeckern einem Bürſten 5 
Markte ehe Schaufenſterſcheibe geftohlen. fee e ee 
— Polizeibericht. Gefunden: 1 Stan 
Zoll im Quadrat, dieſelbe Ai bei dem So 
St. Adalbert 35, aſſervirt, 
ſchermeiſter Salomon Bock. 
112 Mark. 


Gneſen, 2. April. [Bürgermeiſterwahl.] In der geſtern 
abgehaltenen Stadtverordnetenverſammlunt iſt Bürgermeiſter Macha⸗ 
tius auf neue zwölf Jahre einſtimmig wiedergewählt worden. 
. —.— K. ———— — — 


Staats- und Volkswirtschaft 


* Oeſterreichiſche Kreditlooſe von 1858. Verlooſung vom 
1. April 1876. Gezogene Serien: Nr. 639 895 933 1277 
1390 1691 2039 2382 3136 3483 3636 und Nr. 4014. 2” 2 1 
rämten: Ser. 3136 Nr. 55 a 200,000 Fl. 
Ser. 3136 Nr. 64 a 40,000 Fl. 
Ser. 639 Nr. 47 a 20,000 Fl. 
Ser. 999 Nr. 82 und Ser. 1327 Nr. 75 a 5000 Fl. 
Ser. 639 Nr. 11 und Ser. 3626 Nr. 50 0 1500 Fl. 
g e Nr. 28, Ser. 2382 Nr. 23 und Ser. 3483 Nr. 4 
a 19 
Ser. 1327 Nr. 6, Ser. 2382 Nr. 54, Ser. 3136 Nr. 1 Ser. 
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r die älteren — 


e Stabeifen, circa 1 
kenbeſitzer Karl Pohl, 
1 Handkorb, ſtehen geblieben beim Flei⸗ 

erloren: 1 Brieftaſche, enthaltend 


Lokales und Provinzielles. 
Poſen 4 April. 

— Wegen derfbevorſtehenden Wahlen zum Landtage und 
zum Reichs tage iſt zwiſchen den beiden Hauptorganen des Polo: 
nismus, dem klerikalen „Kuryer“ und dem national⸗liberalen „Dzien⸗ 
nik“ aufs Neue ein Streit entbrannt. Gegenüber der Aufforderung 
des „Kuryer“ man ſolle muthig Geiſtliche wählen, hatte der „Dzien⸗ 
nik“ die Bemerkung gemacht, daß er damit nicht ſo ganz einverſtan⸗ 
den ſei, da die Geiſtlichen von ihrer Behörde abhängig ſeien. Der 
„Dziennik“ verlangt, daß die Abgeordneten vollſtändig unabhäng ſein 
müſſen. Der klerikale „Kuryer“ bringt hierauf folgende Entgegnung. 

Was die Abhängigkeit anlangt, fo find wir überaus überzeugt 
daß die geiſtliche Abhängigkeit das Gewiſſen nicht knebelt und einer 


lg en micht ſo — iſt, Di die Abhän⸗ endlich Ser. 4614 Nr. 58, 67, 92 und Nr. 99 a 400 Fl. 
gigkeit de arteigängers, welche der „Dziennik“ ganz Auf alle übrigen in den obigen Serien enthaltenen und hier nicht 
verſchwiegen hat. Uns ren in um Allgemein beſonders aufgeführten Nummern entfällt r 77 von 


Witen, und Phraſen. Wir zu Kreis⸗Wahl⸗ 
Delegirten offene Anhänger der Autonomie des Kreiſes und heharr⸗ 
liche Gegner einer ſolchen 3 wählt, wie wir ſie i. J. 1873 
geſehen haben. (Der „Kuryer“ bekämpft die Macht des Provinzial⸗ 
Komite's, in welchem die „Liberalen“ Einfluß haben, und tritt für die 
Selbſtſtändigkeit der Kreiſe ein, weil dort meiſtens die Geiſtlichkeit den 


je 200 Fl. in öſterr. Währung. | 
. TVT 
Vermiſchtes. 


Ein Wettrennen mit Hinderniſſen zwiſchen zwei ſogenannten 
Börſen⸗ Ulanen erregte am Sonnabend an der berliner Börſe nicht ge⸗ 
ringe Senfation, Bewußte beide Ulanen unterhandelten nämlich we⸗ 
gen eines und deſſelben Geſchäfts, und demjenigen von ihnen, welcher 
zuerſt dem einen Kontrahenten, welcher ſich zufällig am andern Ende 
des Saales befand, den Ahſchluß verkünden konnte, winkte der Sie⸗ 
gespreis. Mit Todesverachtung ſtürzen ſich nun die Verwegenen in 
das dichte Menſchengewühl, rückſichtslos mit Armen und Belnen ſich 
Bahn brechend; zertretene Hühneraugen und laute Verwünſchungen 
bezeichnen ihren Weg. Schon hatten ſie faſt Kopf an Kopf den größ⸗ 
ten Theil der Bahn in ſchnellſte Pace durchrannt, da hemmte eine 
ftarfe Gruppe handelnder Jobber ihren Weg. Der eine Ulan ſtutzt 
und ſucht ſie u umgehen, der andere aber ſtürzt blindlings darauf 
los, wirft mehrere Jobber über den Haufen und kommt mit einem der 
letzteren, welcher ſich an ſeinen Rockſchoß geklammert hatte und ſich 
1 ſchleifen ließ, ſchweißtrieſend als Sieger am Ziele an, wo ihm 
in Anerkennung feiner Leiſtung die doppelte Proviſion zu Theil wurde. 
ae Geſchleifte und mehrere Umgerannte mußten Iudes in der Garde⸗ 
robe gereinigt werden und wurden in ihrem Vorhaben, die Sache vor 
das Aelteſteukollegium zu bringen, nur durch die ernſtlichen Bitten der 
Attentäter und den Hinweis auf die flaue Zeit, die einen Verdienſt ſo 
ſelten und ſo wünſchenswerth'mache, abgehalten. ; 

* Derädenticre Buchhandel auf der Weltausſtellung in Phi⸗ 
ladelphia. Die „NP. H. Ztg.“ ber Numeriſch pe ſtärkſten 
wird in der deutſchen Abtheilung die Köllektiv⸗Ausſtellung des deut⸗ 
ſchen Buchhandels und der Druckgewekke dertreten fein; fie umfaßt 
nicht weniger als 147 Firmen: 57 aus Leipzig, 21 aus Berlin, die 
übrigen aus München (3), Offenbach (1), Halle (3), Iſerlohn (J), 
1 a. M. (3), Nördlingen (1), Düſſeldorf (1), Hannover (1), 
Jena (J), Stuttgart (4), Mainz (2), Kaſſel (1), Glogau (1), Elberfeld 
(1), Wiesbaden (2), Guadau (1), Hamburg (J, Breslau (5), Weimar 
(1), Gera (1), Würzburg (1), Danzig (1), Detmold (1), Darmſtadt 
(3), Dresden (4), Bremen (1), 8 (J, Aſchersleben (1), Eßlingen. 
(J), Oldenburg (1), Wandsbeck (1), Remſcheidt (1), Barmen (1), Göt⸗ 
tingen (2), Karlsruhe (2), Kiel (1), Braunſchweig (1), Görlitz (2), Ko⸗ 
blenz (1), Mannheim (1), Warmbrunn (1), Nürnberg (1) und Maria⸗ 
Rheim (1). Aber auch dieſes Fach wird nicht jo vollkommen vertre⸗ 
ten ſein, als es die deutſchen Intereſſenten zuerſt beabſichtigten. In 
der erſten Woche des Februar hat in Leipzig eine improviſirte Aus⸗ 
ſtellung buchhändleriſcher Erzeugniſſe, welche fr Philadelphia beſtimmt 
ſind, ſtattgefunden. „Sie entſprach 


rantien bieten, daß ſie in dieſem Sinne ſtimmen werden, wollen wir 
Laien wählen, wo aber auch nur irgend ein Zweifel daran vor⸗ 
handen iſt, wird es beſſer ſein, die Pflichten der Delegirten den 
Geiſtlichen zu übertragen. Und laſſen wir uns ja nicht durch irgend 
welche Sentimentalitäten abſeits führen; hier handelt es ſich um die 
allgemeine Sache und wir müſſen einmal zeigen, daß wir immer ge⸗ 
wußt haben was wir wollen. 5 70 

— Die „Deutſchen Nachrichten“ ſchreiben unterm 3. d. Mts.: 
Der Papſt hat dem Kardinal Ledöchows ki einen feſten Wirkungs⸗ 
kreis in Rom zugedacht und man ſchließt daraus, daß dieſer nicht 
wieder in feine Diözeſe zurückkehren wird. * a 

‚— Kirchenpolltiſches. Ueber den Propſt Kur zawski aus 
RZ nowo (Kr. Obornik) find von Seiten des Dibzeſanverwalters, 
Frhrn. v. Maſſenbach Ordnungsſtrafen in der Höhe von 1950 M. 
verhängt worden. Um dieſelbe einzuziehen iſt das Einkommen des 
genannten Propſtes auf 3 Jahre im Voraus mit Beſchlag belegt wor⸗ 
den. — Dem Propſte Zabski aus Dziekanowice (Kr. Gneſen) 

at der kgl. Kommiſſarius zur Verwaltung der gneſener Diözeſe, Herr 

Nollau, wegen Nichtkorreſpondirens mit der Dibzeſanverwaltung eine 
Ordnungsſtrafe von 295 Thlr. a pe ift dies, wie der „Kuryer“ 
bemerkt, der einzige Geiſtliche in der Diözeſe Gneſen, der zu einer fo 
überaus hohen Geldſtrafe verurtheilt worden iſt. 

— Verhaftung. In unſerer heutigen Morgennummer meldeten 
wir, daß am Sonnabend ein Bewohner der Taubenſtraße, welcher 
den Militärpoſten im Hofe des Regierungsgebäudes geihimpft und 
angeblich ſich thätlich an demſelben vergriffen haben ſoll, durch eine 
Militärpatrouille verhaftet worden iſt. Hierzu wird uns nun von 
einem Herrn, welcher dein Verhafteten nahe ſteht, gemeldet, daß der 
Verhaftete ein hieſiger Regierungs⸗Kaſſenbeamter iſt und daß derſelbe 
beim hieſigen General⸗Kommando den Antrag I Beſtrafung des 
Militärpoſtens und des wachthabenden Offiziers geſtellt hat, weil er 
unſchuldig und widerrechtlich verhaftet, außerdem durch den Aufſehen 
erregenden Trausport in ſeiner Ehre ſchwer verletzt worden ſei. In 
der uns zur Einficht vorgelegten Beſchwerdeſchrift wird dem Militär⸗ 
poſten pflichtwidriges Verhalten zur Laſt gelegt, welches die Urſache 
eines Streites geweſen ſei, in Folge deſſen die Verhaftung des 
Beamten, dann ſein Transport nach der Militär⸗Wache und ſchließlich 
nach dem Polizeibüreau erfolgte, wo er ſobald er ſich legitimirt hatte, 


— 


jedoch nicht den gehegten Erwar⸗ 


auf freien Fuß geſetzt wurde. — Auch das Arbeiter⸗Ehepaar, welches tungen“ — berichtet darüber ein deutſches Fachblatt —} „fo daß der 
due erem Morgenblatte erwähnt iſt, ſoll zu Unrecht von dem Mili⸗ deutſche Buchhandel auf der transatlantiſchen Ai edlen nicht 
ichen verhaftet worden fein. Die Unterſuchung wird hoffentlich [in gewünſchter Weiſe vertreten. ſein wird. Das bedeutendſte aller 
das Nähere darüber ergeben. 5 Druckwerke der Neuzeit, der Codex Sinaitieus, herausgegeben von 

— Verpflegungs⸗Zuſchüſſe. Die pro 2. Quartal 1876 bewil⸗ Profeſſor Dr. v. Teſchendorf, gedruckt in der Offizin der Firma Gie⸗ 


ecke und Devrient in Leipzig, fehlte u. A. gleichfalls, weil von dem⸗ 
felben nur noch zwei Exemplare vorhanden find und das große Werk 
nicht wieder edirt wird. Auch der Papyrus Ebers, aus dem Breitt⸗ 
Ache Aer Verlage hervorgegangen, war nicht vorhanden.“ 
Aehnliche Unterlaſſungsſünden ſollen in allen andern Zweigen der 
deutſchen Beſchickung zu regiſtriren ſein. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Wafſner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


— — 


ligten extraordiniren Verpflegungs⸗Zuſchüſſe (einſchließlich des Zu⸗ 
ſchuſſes zur Beſchaffung einer Frühſtücks⸗Portion) ſind bezüglich des 
V. und VI. Armeecorps wie folgt normirk: Bei dem V. Armee⸗ 
corps. Beuthen a. O. 13 Reichspfennige, Bojan owo 10, 
Frauſtadt 8, Freiſtadt i. S. 10, Glogau, Görlitz, Guhrau und 
Haynau 11, Herruſtadt 13, Hirſchberg 15, Jauer 13, Koſten 10, 
Krotoſchin 11, Lauban 13, Liegnitz und Liſſa 11, Löwenberg 
und Lüben 12, Mlͤitſch 9, Moskau 13, Neutomiſchel 11, 
Oſtrowo 10, Polkwitz 11, Poſen 12, Ra wit ſch 8, Sagan 12, 
Samter 13, Schrim m 12, Schroda 7, Sprottau 11, Sulau 
J Unruhſtadt und Winzig 11 Reichsp eunig. Bei dem VI. 
Armeecorps. Bernftadt 9 Neichspfennig, Beuthen OS. 10, Breslau 
13, Brieg, Koſel und Kreuzburg 10, Nun i. Schl. und Glatz 11, 
Gleiwitz 12, Ober⸗Glogau, Grottkau und Leobſchütz 10, Münſterberg 
12, Namslau 11, Neiſſe 11, Neuſtadt OS. 8, Oels 10, Ohlau 12, 
Oppeln 9, Pleß und Ratibor 8, 9 eichenbach i. Schl. 12, Noſen⸗ 
berg i. Schl. 10, 


Jür Haarleidende 


iſt der berühmte Spezialiſt Herr Edmund Bühligen aus Gohli 
bei Leipzig, Villa Vit gen, Freitag, den 7. Abri Bor rüh 10 900 Ws 
Uhr Nachmittags im Hotel Mylius in Poſen perſönlich zu ſerechen. 
Die außerordentlichen Erfolge, welche Herr Bühligen feit vielen Jah⸗ 
ren mit ſeinem Heilverfahren erzielte, ſind uns, ſowie gewiß den mei⸗ 
ſten Menfchen, rühmlichſt bekannt und verfehlen wir nicht, alle derartig 
Leidenden hieſiger Stadt und Umgegend auf dieſe feltene Gelegenheit, 
Herrn Bühligen perfönlich ſprechen zu können, aufmerkſam zu machen. 
Proſpekte verſendet Herr Bühligen gratis und franco. . 

f (Beilage.) 


Nybnik 8, Schweidnitz 11, Sohrau OS. 9, Strehlen 
10, Striegau 11, Wohlau 12 und Ziegenhals 8 Reichspfennig. 

r. Die deutſche Kleinkinder⸗Bewahr⸗Anſtalt in der Halb⸗ 
dorfſftraße erfreut ſich eines fo zahlreichen Beſuches von Kindern aus 
Arbeiter⸗Familien, daß es, um einer für das Gedeihen der Anſtalt 


Firmen Wa 


